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Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1975 


Haushalts- 

betrag 

1975 



An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitteln sind 
zugewiesen 


Zweckbestimmung und Begründung 


4 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 

01 03 4 000, — 18 691,18 Vermisdite Verwaltungsausgaben 

539 99 Die Mehrausgabe ist auf SchadenersatzleLstungen an Dritte 

auf Grund von Kraftfahrzeugunfällen zurückzuführen. Ein 
Regreßanspruch an die Dienstkraftwagenfahrer bestand nicht. 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war wegen der Rechts- 
ansprüche der Geschädigten unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 01 03 Tit, 519 01. 


02 01 6 000 ,— 
522 02 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

1 737,19 Arzneien und Verbandsmittel 

Austausch- und Ergänzungsbeschaffungen an Medikamenten 
verursachten unvorhergesehen Mehrausgaben, 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 04. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

1 2 1 

i 3 1 

1 4 


02 01 
526 01 


02 01 
685 02 


02 01 
685 06 


02 01 


apl. 
712 09 


02 01 
812 06 


02 03 
811 01 


34 000,— 


528 000 — 


70 000,— 


21 000 ,— 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


1 762,56 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


In einem Verwaltungsstreitverfahren erging gegen den 
Deutschen Bundestag ein Kostenfestsetzungsbeschluß. Dieser 
führte zu unvorhergesehenen und unabweisbaren Ausgaben. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 04. 


27 600,— 


Zuschuß an die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft e. V. 


Der Zuschuß an die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft 
mußte erhöht werden, weil für das von ihr genutzte bundes- 
eigene Grundstück auf Grund vertraglicher Verpflichtung 
eine höhere Miete zu zahlen war. Die Mehrausgabe war 
daher unabweisbar. Sie war unvorhergesehen, weil der Zeit- 
punkt für die Mieterhöhung vom Vermieter bestimmt wurde. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 04. 


78 248,56 


Zuschuß an die Bundeshaus-Restaurant GmbH 


Der bei diesem Titel ausgewiesene Haushaltsansatz umfaßte 
nur den Zuschuß zu den Personalkosten für das 1. Halbjahr 
1975. Infolge der Fortführung des Vertragsverhältnisses mit 
der Bundeshaus-Restaurant GmbH über den 30. Juni 1975 
hinaus war auch für das 2. Halbjahr 1975 ein Zuschuß zu den 
Personalkosten zu leisten. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 04. 


Sicherungsmaßnahmen für die Bundestagsgebäude 

Es handelt sich um unvorhergesehene und unabweisbare 
Ausgaben, die der Sicherung der Bundestagsgebäude dienen. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 812 01, 812 04 und 811 01. 


90 450,07 Beschaffung und Einriditung von Fernmeldeanlagen für 
Abgeordnete 

Die Beschaffung von Fernmeldeanlagen für Abgeordnete 
führte zu unabweisbaren und unvorhergesehenen Ausgaben. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 515 04. 


1 124,65 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Bei der Ersatzbeschaffung eines Dienstfahrzeuges sind infolge 
von Preissteigerungen unvorhergesehene und unabweisbare 
Mehrkosten entstanden. 

Einsparung bei Kap. 02 03 Tit. 514 01. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

2 1 

3 1 

1 4 


04 01 
527 01 


04 01 
527 03 


04 01 
539 99 


04 01 
711 01 


04 02 
712 11 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


100 000 — 


14 435,53 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf auf 
Grund der Notwendigkeit verstärkter Reisetätigkeit insbe- 
sondere des Herrn Bundeskanzlers und seiner Begleitung. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 527 02. 


5 000,— 


15 000 ,— 


4 111,77 


Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbeschädigten 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf infolge 
der Neubildung eines Hauptpersonalrates und einer Stufen- 
vertretung auf Grund des neuen Personalvertretungsgesetzes 
sowie der sich aus den vermehrten Aufgaben ergebenden 
Reisetätigkeit. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 527 02. 


586,33 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe beruht auf unabweis- 
barem Mehrbedarf für Stellenausschreibungen zur Gewin- 
nung von Küchenpersonal sowie von Personal für den tech- 
nischen Dienst im Neubau des Bundeskanzleramtes. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 526 01. 


248 000,— 


52 304,— 


Kleine Neu- und Erweiterungsbauten 


Mehrbedarf infolge unvorhergesehener und unabweisbarer 
Maßnahmen des Personen- und Objektschutzes für den Herrn 
Bundeskanzler. 

Einsparung bei Kap. 04 05 Tit. 518 01. 


6 799,81 


Erweiterungsbau für die Stiftung in Irschenhausen bei Mün- 
chen, bundeseigene Liegenschaft — Haus Eggenberg — 


ln der Nachweisung der in das Haushaltsjahr 1974 übertra- 
genen Ausgabereste hatte die Oberfinanzdirektion München, 
der die Bewirtschaftung der Ausgaben übertragen war, einen 
Betrag von 50 957,90 DM als voraussichtlich nicht benötigt 
bezeichnet. Er ist deshalb in dieser Höhe als entbehrlich in 
Abgang gestellt worden. 

Da jedoch wider Erwarten die endgültige Abrechnung auf 
Grund des tatsächlichen Ausmaßes ergab, daß noch 6 799,81 
DM zu zahlen waren, mußten entsprechende Mittel in 1975 
überplanmäßig bereitgestellt werden. 

Die Ausgabe war auf Grund eingegangener Verpflichtungen 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 526 02. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 I 2 I 3 I 4 


04 02 


apl. 
820 11 


04 03 
526 01 


04 03 
531 12 


noch Einzelplan 04 — • Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


496 215,46 


Grunderwerb zur Erweiterung der bundeseigenen Liegen- 
schaft Eggenberg 


Für ein an die bundeseigene Liegensdiaft Haus Eggenberg 
bei München, die der Stiftung Wissensdiaft und Politik zur 
Nutzung überlassen ist, angrenzendes unbebautes Grund- 
stück von 3 590 qm Größe bestand für den Bund ein Vor- 
kaufsrecht. Die Eigentümer haben dem Bund im Verlauf des 
Haushaltsjahres 1975 eine Erklärungsfrist bis zum 31. De- 
zember 1975 gestellt, das Vorkaufsrecht auszuüben, da sie 
den Verkauf des Grundstücks im Zuge einer Erbauseinander- 
setzung betreiben wollten. 

Der Erwerb des Grundstücks sowie einer weiteren ebenfalls 
angrenzenden Grundstücksteilf lache von 460 qm zum Zwecke 
der Arrondierung war zur Werterhaltung des Bundesbesitzes, 
unabhängig von der gegenwärtigen oder einer anderen Nut- 
zung durch den Bund, erforderlich. Sie gehören nach der 
natürlichen Geländebeschaffenheit zum Areal der Liegen- 
schaft und wurden bereits tatsächlich mitbenutzt. Das Bundes- 
eigentum würde eine erhebliche Werteinbuße erlitten haben, 
wenn die angebotenen Grundstücke mit Wohnhäusern be- 
baut worden wären, was nadi dem von der Gemeinde aufge- 
stellten Bebauungsplan zu erwarten war. 

Die Ausgabe war daher unabweisbar. Es war unvorherge- 
sehen, daß das Grundstück und die G rundstücksteilfläche zum 
Verkauf gestellt werden würden und der Bund eine Ent- 
scheidung über die Ausübung seiner Vorkaufsrechte treffen 
mußte. 

Einsparung bei Kap. 04 05 Tit. 518 01. 


4 000,-' 


1 238,61 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Der unabweisbare Mehrbedarf ist auf Honorarkosten zurück- 
zuführen, die aus der Beauftragung einer amerikanischen 
Anwaltsfirma anläßlich der Klage eines früheren Angestell- 
ten des German Information Center in New York gegen seine 
Kündigung unvorhergesehen entstanden. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 516 01. 


19 000 ,— 


5 560,43 


Abgeltung von Ansprüchen nach dem Urheberrecht 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
weil das Presse- und Informationsamt zusätzlich zu der mit 
der Verwertungsgesellschaft WORT am 20. Juni 1974 ge- 
troffenen generellen Vereinbarung über die Honorierung der 
Vervielfältigung von Texten aus der Presse auch noch zur 
Abgeltung urheberrechtlicher Ansprüche für Kommentar- 
übersichten aus Rundfunk- und Fernsehsendungen eine Ver- 
gütung zahlen mußte. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 511 01. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 i 2 I 3 j 4 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


04 03 

280 000,— 

169 376,— 

711 01 



04 03 

(752 491,89 
Ausgaberest 
aus dem ab ge- 
laufenen 
Haushaltsjahr) 

54 952,78 

712 04 



Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Die Mehrausgabe war zur Durchführung von Objektsdiutz- 
maßnahmen am Dienstgebäude des Presse- und Informations- 
amtes erforderlich, um der nach dem Anschlag auf die Deut- 
sche Botschaft in Schweden erhöhten Gefahr von Terrorüber- 
fällen entgegenzuwirken. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 531 01. 


Errichtung eines Fertighauses für Informationstagungen 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe entstand durch die not- 
wendige Umlegung eines Fernwärmekanals. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 531 01. 


05 01 
511 01 


494 000,— 


05 01 2 974 000,— 

513 01 


05 01 75 000,— 

526 04 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


99 989,82 


Geschäftsbedarf 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
insbesondere durch den Druck der Klageerwiderungsschrift in 
Sachen Young-Klage beim Internationalen Schiedsgerichtshof 
in Koblenz entstanden. Außerdem konnten die gestiegenen 
Materialkosten, insbesondere wegen der Papierpreiserhöhun- 
gen, nicht mehr aufgefangen werden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit, 532 05. 


29 922,31 Post- und Fernmeldegebühren 

Unabweisbarer Mehrbedarf insbesondere wegen unvorher- 
gesehener Erhöhung der Gebühren für Standleitungen, 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 526 01 und Tit. 532 05. 


34 803,91 Kosten für außeramtliche übersetzungs- und Dolmetscher- 
tätigkeit 

Verstärkte politische Aktivitäten des Bundespräsidenten, des 
Bundeskanzlers sowie des Auswärtigen Amts hatten die zu- 
nehmende Inanspruchnahme freiberuflicher Dolmetscher zur 
Folge. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen 
und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 529 01, 532 06 und 532 07. 
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Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1975 

gabemitteln sind 


zugewiesen 


DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 



05 01 4 110 000 — 

532 02 


05 01 11 000,— 

534 01 


05 02 1 500 000,— 

532 02 


05 02 1 160 000,— 

532 03 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

998 134,95 Entschädigungen und Frachtauslagen im Kurierverkehr 

Der unabweisbare Mehrbedarf ist auf die unvorhergesehene 
Erhöhung der Luftfrachtraten, der Land- und Seefrachtkosten 
und der Passagiertarife für die Reisen der Kuriere sowie auf 
das teilweise Ausweichen vom Seef rächt Versand auf den 
Luftweg wegen der unsicheren Verhältnisse in verschiedenen 
Häfen und Krisengebieten und die Zunahme des Versandgut- 
aufkommens zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 820 11. 


4 519,27 Kosten für Empfangsräume der Staatssekretäre 

Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgaben infolge 
Neufestsetzung der Bewirtschaftungskostenzuschüsse für die 
anerkannten Repräsentationsräume von zwei Staatssekretär- 
wohnungen. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 526 03. 


48 069,21 Kosten der Kommissionen, Arbeitsdelegationen und inter- 
nationalen Konferenzen, sofern das Auswärtige Amt maß- 
gebenden Einfluß auf die Ausführung hat 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war notwendig zur 
Deckung der Kosten zahlreicher internationaler Konferenzen, 
an denen das Auswärtige Amt maßgebend beteiligt war. Es 
handelte sich insbesondere um Konferenzen zur Truppenver- 
minderung (MBFR) und für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) sowie zur Überwindung der Ölkrise. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 526 04. 


378218,71 Außerordentliche Ausgaben des auswärtigen Dienstes, die 
sich aus den Besonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Im wesentlichen handelt es sich hier um zwangsläufige Aus- 
gaben, die dem Auswärtigen Amt unvorhergesehen aus der 
ihm obliegenden Repräsentation der Bundesregierung, durch 
die Beschaffung von Ehrengeschenken, insbesondere durch 
die Kosten eines Ehrengeschenks an die chinesische Regie- 
rung anläßlich des Staatsbesuchs des Bundeskanzlers in Pe- 
king und durch repräsentative Aufwendungen bei zwischen- 
staatlichen Verhandlungen im Zusammenhang mit den Be- 
mühungen um die Beilegung internationaler Konflikte, er- 
wachsen sind. 

Einsparungen bei Kap. 50 02 Tit. 531 04 und Tit. 686 72 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



1 I 2 I 3 1 4 


05 02 800 000 — 

532 04 


05 02 11 600 000 — 

685 11 


05 02 8 400 000 — 

686 12 


05 02 6 000 — 

686 18 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


320 462,44 Kosten von Staatsbesuchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Die Mehrausgaben für Staatsbesuche war unvorhergesehen 
und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 22. 


1 999 910,58 Kosten der Erhaltung deutscher Kriegsgräber im Ausland so- 
wie der Gräber von Personen, die infolge nationalsozialisti- 
scher Verfolgung ausgewandert und im Ausland verstorben 
sind 

Im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags muß sich der Volks- 
bund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. (VDK) auch mit 
den Kriegsgräbern in den Staaten Ost- und Südosteuropas be- 
fassen. Er erhält für die Durchführung seiner Aufgaben einen 
Zuschuß aus Bundesmitteln. Für Maßnahmen der Kriegsgrä- 
berfürsorge in den Ländern Ost- und Südosteuropas waren 
jedoch keine Haushaltsmittel veranschlagt. Die Kontakte des 
Präsidenten des VDK mit dem Rumänischen Roten Kreuz er- 
öffneten im Jahre 1975 unerwartet die Möglichkeit, die deut- 
schen Kriegsgräber in Rumänien erfassen zu lassen. In die- 
sem Zusammenhang entstand eine unvorhergesehene und 
unabweisbare Mehrausgabe. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 13. 


6 800 860,57 Für humanitäre und andere sofortige Hilfsmaßnahmen im 
Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 

Die humanitären Hilfsmaßnahmen anläßlich der Flutkata- 
strophe in Rumänien und die Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an der Evakuierung der Siedler aus Angola ha- 
ben zu unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehrausga- 
ben geführt. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 


34^90 Beitrag an den Ständigen Schiedshof in Den Haag 

Der Haushaltsansatz reichte infolge veränderter Kursrela- 
tion nicht aus, um den in holländischen Gulden veranschlag- 
ten Beitrag zu leisten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 22. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 


05 02 
686 19 


2 220 000 — 


05 02 
686 29 


(321 050,— 
Ausgaberest 
aus 1974) 


05 03 
519 01 


5 800 000,— 


05 03 
539 99 


380 000,— 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


198 059,94 


Beitrag an die Westeuropäische Union (WEU) 


Dem Haushaltsansatz lag die Berechnung des deutschen Bei- 
trags aufgrund des vom WEU-Rat beschlossenen Haushalts 
für 1975 zugrunde. Eine erhöhte Beitragsforderung der WEU 
aus einem Nachtragshaushalt und veränderte Kursrelationen 
machten unvorhergesehen eine Überschreitung des Ansatzes 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 22. 


1 402 257,72 Technische Folgen der Konferenz für Sidierheit und Zusam- 
menarbeit in Europa 

Haushaltsmittel waren nicht veranschlagt, da davon ausge- 
gangen wurde, daß die Konferenz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa im Jahre 1974 zum Abschluß kommt. 
Für die zu erwartenden technischen Folgekosten der Konfe- 
renz stand ein Ausgaberest aus dem Vorjahre zur Verfü- 
gung. Die 2. Konferenz-Phase in Genf endete wider erwarten 
erst im Sommer 1975. Die Leistung des deutschen Beitrages 
zu den restlichen Kosten der 2. KSZE-Phase aufgrund einer 
Anforderung des schweizerischen Exekutivsekretariats der 
Konferenz führte zu einer unvorhergesehenen und unabweis- 
baren Mehrausgabe. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit, 686 22. 


55 274,29 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Die auf Grund von Terroranschlägen notwendigen Wieder- 
herstellungskosten für das Dienstgebäude in Genf wurden 
auf rd. 612 000 DM und für das Dienstgebäude in Stockholm 
auf rd. 1 400 000 DM veranschlagt. Durch diese unvorherge- 
sehenen und unabweisbaren Maßnahmen, die im Haushalts- 
jahr 1975 nicht ganz abgeschlossen werden konnten, sind 
überplanmäßige Haushaltsausgaben entstanden, die durch 
Inanspruchnahme der ursprünglich für die Generalüberho- 
lung des Dienstgebäudes in Istanbul vorgesehenen Mittel auf 
55 274,29 DM begrenzt werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 518 01. 


204 775,02 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf ist auf unvorhergesehene Kursverluste zu- 
rückzuführen, die insgesamt 281 331,14 DM betrugen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 529 02. 
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Haushalts- 

Kap, 

betrag 

Tit. 

1975 


DM 

1 1 

1 2 i 


An Über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitteln sind 
zugewiesen 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 03 1 900 000 — 

711 01 


05 1 1 250 000 — 

711 03 


1 161 414,10 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Im Laufe des Haushaltsjahres 1975 mußten bei zahlreichen 
Vertretungen des Bundes im Ausland zusätzliche bauliche 
Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit ihrer Diensträume 
gegen Terroranschläge durchgeführt werden. Die zusätzlichen 
Ausgaben für diese Sicherheitsvorkehrungen waren unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

Von der Behandlung als Vorgriff wurde gemäß § 37 Abs. 6 
Satz 2 BHO abgesehen. 

Einsparung bei Kap, 05 03 Tit. 820 11. 


215 237,22 Erweiterungsbau des Dienstgebäudes in Berlin-Dahlem, Pod- 
( Vorgriff) bielskiallee 69/71, 3, Teilbetrag 

Die Baumaßnahme wurde aus konjunkturellen Gründen 
rascher als ursprünglich erwartet abgewickelt. Dadurch wurde 
ein Vorgriff auf die Mittel des Folgejahres notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 255 000,— 

711 01 


06 02 5 000,— 

532 02 


55 964,19 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Aus Sicherheitsgründen war die Durchführung zusätzlicher 
Baumaßnahmen im Lagezentrum des Bundesministeriums des 
Innern unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 526 02. 


7 027,16 Kosten für Veranstaltungen der Bundesregierung aus beson- 
deren Anlässen 

Aus Anlaß des Todes von Herrn Bundesminister a. D. Anton 
Storch hat der Herr Bundespräsident ein Staatsbegräbnis an- 
geordnet. 

Die hierfür erforderlichen Mehrausgaben waren zur Durch- 
führung des Staatsbegräbnisses unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 526 04. 


9 








Drucksache 7/5191 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 




An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 

1975 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 

1 2 1 

1 3 1 

1 4 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 02 
642 01 


490 000 — 


74 945,40 


Kennzeichnung der Bundesaußengrenze und der Grenze zur 
DDR einschließlich der Kosten der Grenzkommission 


Wegen des zügigen Fortgangs der Markierungsarbeiten an 
der Grenze zur DDR sind im Haushaltsjahr 1975 Mehrkosten 
entstanden, die unabweisbar waren, da es sich um recht- 
liche Verpflichtungen des Bundes handelte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1975 mit einem derart zügi- 
gen Verlauf der Markierungsarbeiten nicht gerechnet werden 
konnte. Außerdem war es nicht möglich, die bei den Ver- 
messungs- und Markierungsarbeiten entstandenen Kosten in 
voraus genau zu bestimmen. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 812 02. 


06 02 
671 02 


219 000,— 


31 519,— 


Sicherheitsüberprüfung von Fernsprecheinrichtungen der 
Bundesbehörden 


Die Überprüfung von Fernmeldeeinrichtungen bei den ober- 
sten Bundesbehörden und Behörden mit erhöhtem Sicher- 
heitsrisiko wird von der Deutschen Bundespost gegen Erstat- 
tung der Kosten durchgeführt. Die Höhe der zu erstattenden 
Kosten richtet sich nach den Vorschriften der Deutschen Bun- 
despost für Leistungen im Fernmeldewesen außerhalb der 
Benutzungsverordnungen. Mit Wirkung vom 1. Januar 1975 
wurden die nach dieser Vorschrift zu erstattenden Beträge 
erhöht, so daß ein unvorhergesehener und unabweisbarer 
Mehrbedarf entstand. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 812 02. 


06 02 
671 03 


1 500 000,— 


330 000,— 


Ausgaben im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen auf 
den Verkehrsflughäfen 


Der Mehrbedarf beruht auf den Kosten im Zusammenhang 
mit der Umstellung des gesamten zivilen Berlin-Flugverkehrs 
vom Flughafen Tempelhof nach Tegel am 1. September 1975 
und den dadurch verursachten Ausgaben für Sicherheitsmaß- 
nahmen. Dem Land Berlin mußten dafür rd. 252 000 DM er- 
stattet werden. 

Durch unvorhergesehene Kostensteigerungen bei dem Erwerb 
bestimmter technischer Geräte entstand außerdem ein den 
Ländern zu erstattender Mehrbedarf von rd. 78 000 DM. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar, da der Bund gemäß Artikel 
104 a Abs. 2 GG zur Erstattung an die Länder verpflichtet 
war. Sie war unvorhergesehen, weil der genaue Zeitpunkt 
der Umstellung des Flugverkehrs bei Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1975 nicht bekannt war. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 812 02. 
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1 000 — 


5 360,85 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Auf Empfehlung der Sachverständigengruppe für technische 
Sicherungseinrichtungen beim Senator für Inneres in Berlin 
wurden zum vorbeugenden Personen- und Objektschutz vor 
drohenden Gefahren in bestimmten Bereichen bauliche Siche- 
rungsvorkehrungen getroffen, die zu einer unvorhergesehe- 
nen und unabweisbaren Mehrausgabe führten. 


Einsparung bei Kap. 06 04 Tit. 517 01 und Tit. 527 01. 


25 686,87 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Auf Empfehlung der Sachverständigengruppe für technische 
Sicherungseinrichtungen beim Senator für Inneres in Berlin 
wurden zum vorbeugenden Personen- und Objektschutz vor 
drohenden Gefahren in bestimmten Bereichen bauliche Siche- 
rungsmaßnahmen durchgeführt, die zu einer unvorhergesehe- 
nen und unabweisbaren Mehrausgabe führten. 


Einsparung bei Kap. 06 04 Tit 517 01 und Kap. 06 40 Tit. 
863 04. 


6 000,— 


63,29 


Post- und Fernmeldegebühren 


Unverhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für den 
Post- und Fernmeldeverkehr infolge erhöhten Geschäftsan- 
falls bei anhängigen und neuen Disziplinarverfahren. 


Einsparung bei Kap. 06 06 Tit. 539 99. 


900 000,— 


638 271,54 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf die durch die Entführung des Berliner CDU-Vorsitzenden 
Peter Lorenz verstärkte Bekämpfung anarchistischer Gewalt- 
täter sowie auf die damit verbundene erhebliche Ausweitung 
des Schutz- und Begleitdienstes zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 517 01, Tit 518 01, Tit. 519 01 
und Tit. 522 01. 
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06 10 
526 01 


20 000 — 


20 453,01 


Geridits- und ähnliche Kosten 


Bei der Mehrausgabe handelt es sich um Gerichts- und An- 
waltskosten, die bei Prozessen mit der Scientology Church 
sowie den Antragstellern auf Erteilung einer Unbedenklich- 
keitsbescheinigung gemäß § 33 d Abs. 1 GewO entstanden 
sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da der Bund zur Zahlung der in gegen ihn anhängigen 
Verfahren entstandenen Kosten verpflichtet ist. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 522 01. 


06 10 1 500 000,— 

527 01 


06 10 646 000,— 

527 02 


1 101 908,90 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf die durch die Entführung des Berliner CDU-Vorsitzenden 
Peter Lorenz verstärkte Bekämpfung anarchistischer Gewalt- 
täter sowie auf die damit verbundene erhebliche Ausweitung 
des Schutz- und Begleitdienstes zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 522 01, Tit. 526 02, Tit. 531 01, 
Tit. 532 03 und Tit. 532 04. 


441 514,87 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf die durch die Entführung des Berliner CDU-Vorsitzenden 
Peter Lorenz verstärkte Bekämpfung anarchistischer Gewalt- 
täter sowie auf die damit verbundene erhebliche Ausweitung 
des Schutz- und Begleitdienstes zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 532 07, Tit. 532 08, Tit. 532 09, 
Tit. 652 01, Tit. 524 21, Tit. 525 21 und Tit. 525 22. 


06 10 
532 02 


200 000 ,— 


203 341,67 


Besondere Fahndungskosten 


Die Mehrausgabe ist durch die Entführung des Berliner CDU- 
Vorsitzenden Peter Lorenz und die verstärkt durchgeführten 
Fahndungsmaßnahmen zur Ergreifung anarchistischer Ge- 
walttäter entstanden. Sie war unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05, Tit. 525 22 und Tit. 
812 24. 
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232 000 — 


20 174,62 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der unvorhergesehene Mehrbedarf beruht auf erhöhten Aus- 
gaben zur Personalgewinnung für die im Jahre 1975 neu ge- 
gründete Abteilung TE. 

Die Mehrausgabe war zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben des Bundeskriminalamtes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05. 


399 000,— 


8 670,58 


Beitrag zur Internationalen Kriminalpolizeilidhen Organi- 
sation 


Die Mehrausgabe ist auf Kursverluste der Deutschen Mark 
gegenüber dem Schweizer Franken zurückzuführen. Sie war 
daher unvorhergesehen. Da die Bundesrepublik Deutschland 
als ordentliches Mitglied der IKPO zur Beitragszahlung ver- 
pflichtet ist, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05. 


611 000,— 


392 826,36 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der Mehrbedarf ist auf die vorzeitige Aussonderung von 
Fahrzeugen und auf die infolge der Sicherheitslage notwen- 
dige Beschaffung weiterer Fahrzeuge zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans 1975 nicht mit der Erweite- 
rung des Schutz- und Begleitdienstes und dem vorzeitigen 
Ausfall von Fahrzeugen in diesem Umfang zu rechnen war. 
Sie war unabweisbar, da sie zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben des Bundeskriminalamtes erforderlich war. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05 und Tit. 812 01. 


10 000 ,— 


2 203,05 


Reisekosten für Auslandsdienstreisen 


Der Mehrbedarf beruht auf Reisen, die notwendig waren, 
weil die US National Archives in Suitland/Maryland nun- 
mehr die Zustimmung zur Mikroverfilmung der Akten der 
amerikanischen Militärregierung und -Verwaltung für die 
Deutsche Forschung erteilt haben. 

Da die Zusage der National Archives erst im August 1975 
gegeben wurde, war die Mehrausgabe unvorhergesehen. 
Sie war unabweisbar, da die Bewertung und evtl. Vernich- 
tung der für die deutsche Geschichtsschreibung unersetzlichen 
Akten durch die National Archives unmittelbar bevorstand. 


Einsparung bei Kap. 06 13 Tit. 531 01. 
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06 25 
514 05 


6 000 000 — 


1 431 325,70 


Haltung von Luftfahrzeugen 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Kosten für den Betrieb 
sowie die Unterhaltung und Instandhaltung der Hubschrau- 
ber des BGS infolge Erhöhung der Preise für Flugkraftstoff, 
Ersatzteile und Werksüberholungen sowie durch verstärkten 
Einsatz der Luftfahrzeuge. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Sicher- 
stellung der ständigen Einsatzbereitschaft der Hubschrauber 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 712 01. 


06 25 
514 06 


2 700 000,— 


299 893,35 


Haltung von Seefahrzeugen 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Kosten für den Betrieb 
sowie die Unterhaltung und Instandhaltung der Seefahr- 
zeuge des BGS, insbesondere infolge zusätzlicher Kosten 
durch Instandsetzungsarbeiten bei zwei Patrouillenbooten 
und infolge von Preissteigerungen bei den Wartungskosten. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen; sie war zur 
Sicherstellung der ständigen Einsatzbereitschaft der Seefahr- 
zeuge unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 712 01. 


06 25 
517 01 


15 500 000,— 


1 822 633,33 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Kosten für die Bewirt- 
schaftung der BGS-Unterkünfte, insbesondere durch Erhö- 
hung der Strompreise und kommunalen Abgaben und zu- 
sätzliche Ausgaben infolge der Übernahme und Belegung 
weiterer BGS-Unterkünfte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes und der Einsatzbereit- 
schaft des BGS unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 712 01. 


06 25 
527 02 


2 300 000,— 


292 855,96 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Die Mehrausgabe ist auf die Erhöhung der Visa-Gebühren 
sowie der Transport- und Unterbringungskosten in fast allen 
Ländern, in denen BGS-Beamte auf Auslandsstationen der 
Deutschen Lufthansa im Rahmen der Luftsicherheit eingesetzt 
sind, zurückzuführen. Sie war zur Erfüllung der Aufgaben 
des BGS unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 791 01. 
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160 000 — 


287 624,75 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Dach- 
eindeckung des Zentralgerätelagers und bauliche Unterhal- 
tungsmaßnahmen in den Lagern Untergrombach und Weiler- 
bach zur Erhaltung der baulichen Substanz erforderlich wa- 
ren. Diese Maßnahmen waren unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 532 02, Tit. 812 01 und Kap. 
06 01 Tit. 518 01. 


38 000,— 


175 000,— 


9 880,05 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Der Mehrbedarf ist auf die notwendig gewordene Ersatzbe- 
schaffung eines auf Grund eines kraftfahrtechnischen Gutach- 
tens aus wirtschaftlichen Gründen vorzeitig ausgesonderten 
Dienst-PKW zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil die Ersatzbeschaffung des Fahrzeugs zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes notwendig war. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 711 01 und Tit. 812 01. 

1 805,39 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Die Mehrausgabe war für Dienstreisen im Zusammenhang 
mit dem Übergang der Forschungsbegleitung vom Bundes- 
ministerium des Innern auf das Umweltbundesamt unabweis- 
bar; sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 06 28 Tit. 527 02. 


50 000,— 


29 948,40 


Geschäftsbedarf 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe war erforderlich für die 
Beschaffung von Vordrucken bei der Durchführung des Ver- 
teilungsverfahrens gemäß §§17 und 42 des AuslG, das dem 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
aufgrund eines Übereinkommens mit der ständigen Konfe- 
renz der Innenminister der Länder Ende 1974 als zusätzliche 
Aufgabe übertragen wurde und zur Deckung des erhöhten 
Bedarfs an Geschäftsbedürfnissen, insbesondere für Vor- 
drucke, Papier, Aktenhefter, Ablichtungen usw., infolge Ver- 
doppelung der Zahl der Asylsuchenden, gegenüber den Jah- 
ren 1971 bis 1973. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienstbe- 
triebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 632 01. 
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06 35 


25 000 — 


25 131,27 


Unterhaltung der Grundstüdce und baulichen Anlagen 


519 01 


Die Mehrausgabe ist auf den Ersatz von Heizkesseln sowie 
der Ölbrenner im Gebäude des Ostkollegs in Köln zurückzu- 
führen. Sie war unvorhergesehen und zur Aufrechterhaltung 
des Dienstbetriebs im Ostkolleg unabweisbar. 

Einsparimg bei Kap. 06 27 Tit. 532 07. 


06 40 
653 01 


5 520 000,— 


4 790 428,— 


Entschädigung an ehemalige Kriegsgefangene 

Unter den im Bundesgebiet eingetroffenen Aussiedlern aus 
den deutschen Ostgebieten und den ost- und südosteuro- 
päischen Staaten befanden sich in erheblichem Umfange 
Deutsche, die als anspruchsberechtigte Personen nach dem 
KgfEG gelten und Anspruch auf Entschädigung hatten. Der 
Zustrom dieser Personen war unvorhergesehen. 

Da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch bestand, war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung innerhalb Kap. 06 10, 06 24 und 06 25. 


06 40 
681 06 


67 900 000,— 


5 441 266,14 


Eingliederungshilfen und Ausgleichsleistungen für ehemalige 
politische Häftlinge 


Nach § 1 Abs. 5 Satz 1 und 2 des Häftlingshilfegesetzes 
(HHG) erhalten Aussiedler, die in Gewahrsam gehalten oder 
als deutsche Staatsangehörige in das Aussiedlungsgebiet aus 
politischen Gründen verschleppt wurden, Leistungen nach 
§ 9 a Abs. 1 HHG (Eingliederungshilfe) und nach § 9 c HHG 
(weitere Eingliederungshilfe) . 

Die erhebliche Steigerung der Zahl der Aussiedler aus der 
UdSSR auf 5 985 im Jahr 1975 und die Inanspruchnahme der 
Leistungen nach dem HHG durch etwa 90 ®/o dieses Personen- 
kreises war unvorhergesehen. 

Da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch bestand, war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 532 41, 522 41, 812 01, 812 02, 
Kap. 06 27 Tit. 685 41 und Kap. 06 40 Tit. 863 03. 


06 40 
681 07 


8 900 000,— 


598 499,22 


Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus der DDR und 
Ostberlin 


Der unvorhergesehene Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, 
daß aufgrund der Erweiterung des Personenkreises nach 
§ 273 Abs. 7 LAG die Zahl der Empfänger von Beihilfen zum 
Lebensunterhalt zugenommen hat und aufgrund des 18. Ren- 
tenanpassungsgesetzes und der 3. Verordnung zur Anpas- 
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sung der Unterhaltshilfe nach dem LAG (3. UhAnpV) vom 
2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1057) die Beihilfen zum Lebensunter- 
halt ab 1. Juli 1975 um 11,1 v. H. angehoben wurden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Empfänger auf 
die Beihilfen einen Rechtsanspruch haben und zur Bestrei- 
tung ihres Lebensunterhaltes darauf dringend angewiesen 
sind. 

Einsparung bei Kap, 06 40 Tit. 681 09. 


07 01 
513 01 


07 01 
516 01 


07 01 
518 01 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


520 000,— 


11 727,21 


Post- und Fernmeldegebühren 

Der unvorhergesehene Mehrbedarf beruht insbesondere auf 
der Zunahme der Staatsschutz-Strafsachen. Außerdem muß- 
ten aus Sicherheitsgründen in bestimmten Bereichen polizei- 
liche Notrufanlagen eingerichtet werden. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 02. 


22 000 ,— 


17 242,57 


Dienst- und Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegen- 
stände 


Die Mehrausgabe ist auf die nach den Kantinenrichtlinien 
des Bundes vorgesehene Beschaffung und Unterhaltung der 
Schutzkleidung für das Kantienpersonal zurückzuführen. Sie 
war unvorhergesehen und zur Aufrechterhaltung eines ord- 
nungsmäßigen Kantinenbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 03. 


2 000 ,— 


35 050,15 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Arbeiten am Projekt JURIS und insbesondere an der 
Steuerrechtsdokumentation waren Mitte des Jahres soweit 
fortgeschritten, daß eine eigene Rechenanlage in Betrieb ge- 
nommen werden mußte. Hierfür bot sich eine vom Bundes- 
ministerium für Forschung und Technologie kostenlos zur 
Verfügung gestellte DV-Anlage Siemens 151 an, die kurz- 
fristig installiert werden mußte. 

Bis zur endgültigen Installation in den Mitte 1976 bezugs- 
fertig werdenden Räumen auf dem Gelände der Bundesmi- 
nisterien, Stresemannstraße 6, mußten im Rechenzentrum der 
Firma Siemens, Köln, Räume zur Unterrbingung der Daten- 
verarbeitungsanlage gemietet werden. 
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Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da dem Bundes- 
ministerium der Justiz erst mit Schreiben vom 12. Dezember 
1974 die Rechenanlage des Berufsfortbildungszentrums ange- 
boten wurde und die Übernahme erst in der Ressortbe- 
sprechung vom 14. März 1975 beschlossen wurde. Sie war 
unabweisbar, da sonst das Projekt JURIS nicht ordnungsge- 
mäß hätte weitergeführt werden können. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit 518 34. 


07 01 


apl. 
532 03 


20 000 ,— 


Umzugs- und Verlegungskosten von Dienststellen 


Die Arbeiten am Projekt JURIS und insbesondere an der 
Steuerrechtsdokumentation, waren Mitte des Jahres 1975 so- 
weit fortgeschritten, daß eine eigene Rechenanlage in Be- 
trieb genommen werden mußte, übernommen wurde eine 
vom Bundesministerium für Forschung und Technologie ko- 
stenlos zur Verfügung gestellte DV-Anlage Siemens 151, die 
kurzfristig installiert werden mußte. 

Bis zur endgültigen Installation in den Mitte 1976 bezugs- 
fertig werdenden Räumen auf dem Gelände der Bundesmi- 
nisterien Bonn, Stresemannstraße 6, wurden bei der Firma 
Siemens in Köln entsprechende Räume angemietet. Die Mehr- 
ausgabe ist auf die Umsetzung der Maschinen nach Köln zu- 
rückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da dem Bundes- 
ministerium der Justiz erst mit Schreiben vom 12. Dezember 
1974 die Rechenanlage des Berufsfortbildungszentrums ange- 
boten wurde und die Übernahme erst in der Ressortbespre- 
chung vom 14. März 1975 beschlossen wurde. Sie war unab- 
weisbar, da sonst das Projekt JURIS nicht ordnungsgemäß 
hätte weitergeführt werden können. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 03 und Tit. 526 04. 


07 01 


30 000,— 


41 179,22 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe be- 
ruht darauf, daß die Ersatzbeschaffung eines Dienstkraftwa- 
gens mit Autotelefonanlage für den parlamentarischen 
Staatssekretär erforderlich wurde. Außerdem mußte in den 
Dienstkraftwagen des Bundesjustizministers, der aus den 
veranschlagten Haushaltsmitteln beschafft worden war, eine 
neue Autotelefonanlage eingebaut werden, weil die Weiter- 
verwendung der veralteten Anlage wegen der in Kürze vor- 
gesehenen Außerbetriebsetzung des Netzes A durch die 
Bundespost unwirtschaftlich gewesen wäre. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 02. 
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270 000 — 


65 000 — 


Post- und Fernmeldegebühren 


Nach Abordnung von 5 Staatsanwälten und Beschäftigung 
von 18 teilzeitabgeordneten Staatsanwälten bei dem Gene- 
ralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof verstärkte sich die 
Ermittlungstätigkeit, so daß unvorhergesehen und unabweis- 
bar höhere Femsprech- und Fernschreibgebühren sowie 
Portokosten entstanden. 


Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 517 01. 


40 000,— 


13 486,45 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf den verstärkten Einsatz der in Ermittlungsverfahren ein- 
gesetzten Dienstfahrzeuge zurückzuführen. In dem Verfah- 
ren gegen Baader u, a. mußten ständig zwei Dienstfahrzeuge 
gleichzeitig eingesetzt werden. Auch in dem Strafverfahren 
Guillaume war ständig ein Fahrzeug im Einsatz. Außerdem 
mußten auch Kosten für die Beseitigung von Unfallschäden 
aufgewendet werden. 


Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 517 01. 


460 000,— 


38 618,20 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf durch 
Zahlung von War tungs gebühren für die in bestimmten Be- 
reichen aus Sicherheitsgründen eingerichteten Polizeinotruf- 
anlagen, durch Preiserhöhungen für Fernwärme und Strom 
und infolge einer Nachforderung aus erhöhter Pauschalent- 
schädigung für die Diensträume des 5. Strafsenats in Berlin. 

Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 513 01. 


278 000,— 


136 616,43 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Mehrbedarf für Sicherheitsmaßnahmen in bestimmten Berei- 
chen und infolge von Preissteigerungen bei diesen Maßnah- 
men. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aus Si- 
cherheitsgründen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 518 34 und Tit. 517 01. 
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07 03 


apl. 
821 01 


2 500 000,— 


Erwerb von Grundstücken in Karlsruhe für den Bundesge- 
riditshof 


Die Ausgabe war unabweisbar, weil wegen des beim Bun- 
desgerichtshof und bei der Bundesanwaltschaft in Karlsruhe 
bestehenden und anerkannten Raumbedarfs, der mit den 
derzeitigen räumlichen Gegebenheiten nicht mehr gedeckt 
werden kann, und wegen der aus Sicherheitsgründen not- 
wendigen baulichen Erweiterung der Erwerb des angrenzen- 
den Grundbesitzes erforderlich war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil sich die Er- 
werbsmöglichkeit kurzfristig und überraschend ergab. 

Einsparung innerhalb des Epl. 07. 


07 04 
422 02 


1 147 000,— 


132 660,67 


Bezüge der beamteten Hilfskräfte 


Auf der außerordentlichen Konferenz der Justizminister am 
14. März 1975 wurde aus aktuellem Anlaß beschlossen, der 
Bundesanwaltschaft beim Bundesgerichtshof zur schnelleren 
und wirksamen Durchführung ihrer Ermittlungstätigkeit ge- 
gen terroristische Gewalttäter Staatsanwälte zur Verfügung 
zu stellen, die von ihrem Dienstsitz aus im Auftrag der Bun- 
desanwaltschaft tätig werden sollen, wenn und soweit in 
ihrem Dienstbereich an Ort und Stelle eilige Ermittlungen 
der Bundesanwaltschaft erforderlich werden. Den Ländern 
ist ein entsprechender Teil der Bezüge der Beamten zu er- 
statten, und den abgeordneten Beamten eine zusätzliche Ver- 
gütung zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Gewähr- 
leistung einer intensiven Ermittlungstätigkeit des General- 
bundesanwalts unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 532 34. 


07 04 

apl. 
427 01 


45 058,70 


Vergütungen und Löhne für Aushilfskräfte, deren Arbeits- 
verträge auf längstens 12 Monate befristet sind 


Im Rahmen der zu treffenden Sicherheitsmaßnahmen zum 
Schutz gegen Terroranschläge beim Bundesgerichtshof {Bun- 
deszentralregister) war es unabweisbar, einen zusätzlichen 
Wachdienst einzuriditen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da sich die Not- 
wendigkeit einer zusätzlichen Bewachung erst im Laufe des 
Haushaltsjahres 1975 ergab. 

Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 515 01. 
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600 000 — 


68 197,95 


Auslagen in Rechtssachen 


Aus Anlaß der Durchführung der Hauptverhandlung im 
Baader-Meinhof- Verfahren in Stuttgart-Stammheim entstan- 
den Pflichtverteidigergebühren, die den bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1975 angenommenen Bedarf über- 
schritten. 

Die Mehrausgabe ist auf die Erstattung dieser Gebühren an 
Baden-Württemberg zurückzuführen; sie war unabweisbar, 
weil der Bund zur Erstattung rechtlich verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 513 01. 


52 123,28 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf die Ersatzbeschaffung eines wegen Unwirtschaftlichkeit 
auszusondernden Dienstfahrzeugs des Generalbundesan- 
walts und die Erstbeschaffung eines Ermittlungswagens mit 
Funksprechfernanschluß, letzterer ausschließlich zum Einsatz 
in Staatsschutz-Strafsachen, zurückzuführen. 


Einsparung bei Kap. 07 04 Tit. 517 01. 


3 000,— 


1 799,48 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf beruht auf den Ausgaben für Vorstellungs- 
reisen im Zusammenhang mit der Wahl von vier Richtern. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da nicht abzusehen 
war, daß 1975 vorzeitig vier Richterstellen neu zu besetzen 
waren. Zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts war die Mehrausgabe unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 527 01. 


18 000,— 


1 244,87 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Mehrausgabe infolge Preiserhöhung bei der Ersatzbeschaf- 
fung eines Dienst-Kraftwagens. 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, weil 
die Ersatzbeschaffung nicht zurückgestellt werden konnte. 


Einsparung bei Kap. 07 06 Tit. 515 01. 
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9 000, — 157,30 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Der Mehrbedarf beruht auf der Teilnahme von Vertretern 
des Bundespatentgerichtes an Konferenzen in Brüssel und 
Luxemburg im Rahmen der Vorarbeiten für die Errichtung 
eines Europäischen Patentamtes. 

Die Mehrausgabe war wegen der Dringlichkeit der Arbeiten 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 07 Tit. 527 11. 


14 500, Vergütungen und Löhne für Aushilfskräfte, deren Arbeits- 

verträge auf längstens 12 Monate befristet sind 

Die Ausgabe beruht darauf, daß der Leiter der Verwaltungs- 
abteilung des Obersten Rückerstattungsgeridits in Herford 
vorzeitig in den Ruhestand getreten ist und ein weiterer 
Beamter des gehobenen Dienstes beim Obersten Rückerstat- 
tungsgericht für die Übernahme der Aufgaben nicht vor- 
handen war. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrechterhal- 
tung des Geschäftsbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 422 02. 


1 5 000, — 2 345,30 Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Der Mehrbedarf beruht darauf, daß zwei Richter zur Aus- 
übung ihrer Dienstgeschäfte mehr Dienstreisen durchführen 
mußten, als bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1975 
angenommen wurde. 

Die Mehrausgabe war zur Erfüllung der Aufgaben des Ober- 
sten Rücke rstattungs ge richts in Herford unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 517 01 und Tit. 515 01. 


1 000, — 3 488,86 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der Präsident des 1. und II. Senats des Obersten Rücker- 
stattungsgerichts ist Ende März 1975 verstorben. Der Nach- 
laß war in das Heimatland des Verstorbenen (Norwegen) 
zurückzutransportieren. Die Kosten waren vom Bund zu 
übernehmen. 

Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 515 01, Tit. 526 04, Tit. 526 05, 
Tit. 519 01 und Tit. 518 01. 
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5 000, -- 


2 244,80 


Kosten in Verfahren vor Schiedsstellen 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
der Verfahren vor den Schiedsstellen im Haushaltsjahr 1975 
höher als vorgesehen war. Es wurden auch mehr Anträge 
auf Erweiterung der Schiedsstelle gestellt. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war un- 
abweisbar, weil die Ausgaben auf Grund rechtlicher Ver- 
pflichtungen zu leisten waren. 

Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 511 01. 


105 959,17 


Um- und Einbauten im Dienstgebäude München, Zweibrücken- 
straße 12, zur Unterbringung einer größeren EDV-Anlage 


Das Deutsche Patentamt mußte 1975 eine neue EDV-Anlage 
mit größerer Arbeitsspeicherkapazität anmieten. Die Anmie- 
tung war wegen des sich ständig erweiternden Bereichs der 
Aufgaben, die mit Hilfe der EDV erledigt werden, unerläß- 
lich. Die bisher zur Verfügung stehenden Räume reichten je- 
doch zur Unterbringung der neuen Datenverarbeitungsanlage 
nicht aus, da einerseits die Raumhöhe zu gering war und 
andererseits überlange Leitungsführungen zwischen den ein- 
zelnen Geräten zu Störeffekten führen konnten. Es mußten 
daher umfangreiche Um- und Einbauten im Gebäude des 
Deutschen Patentamts, Zweibrückenstraße 12, durch geführt 
werden. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Not- 
wendigkeit dieser Umbaumaßnahmen bei der Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1975 nicht bekannt war. Sie war 
zur Erfüllung der Aufgaben des Deutschen Patentamts unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 711 01 und Tit. 518 02. 


08 01 
511 01 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


520 000,— 


41 157,28 


Geschäftsbedarf 


Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge gestiegener Preise 
für Papier, verstärkten Einsatzes von Kopiergeräten sowie 
höherer Druckkosten. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebs unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 526 01. 
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935 000 — 


165 000 — 


Post- und Femmeldegebühren 


Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge Auswirkung der am 
1. Juli 1974 eingetretenen Erhöhung der Post- und Fern- 
meldegebühren auf ein ganzes Jahr. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 


Einsparung bei Kap, 08 01 Tit, 526 02. 


480 000 — 


102 324,07 


Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbehinderten 


Mehrausgabe in Auswirkung des am 1. April 1974 in Kraft 
getretenen neuen Bundespersonalvertretungsgesetzes (ver- 
stärkte Schulungsveranstaltungen) sowie wegen Erhöhung 
der Fahrpreise der Deutschen Bundesbahn ab 16. Februar 
1975. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und gemäß § 44 
Abs. 1 Bundespersonalvertretungsgesetz unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 526 01. 


607 888,70 


Ausgaben für den Vertrieb des Bundessteuerblattes 


Das bei der Abrechnung der Kosten für die Herausgabe des 
Bundessteuerblattes für das 2. Halbjahr 1974 und das 1. Halb- 
jahr 1975 entstandene Defizit ist im wesentlichen auf den 
größeren Umfang (1 210 Seiten), auf gestiegene Druckkosten 
und auf die Erhöhung der Portogebühren (ab 1. Juli 1974) 
zurückzuführen und unvorhergesehen. Durch die Erhöhung 
der Bezugspreise ab 1. Januar 1976 und dadurch zu erwar- 
tende Mehreinnahmen wird das Defizit in den kommenden 
Jahren ausgeglichen. 

Einsparung bei Kap. 08 01 Tit. 712 01 und Kap. 08 04 Tit. 
711 01.. 


828 000,— 


3 441,90 


Beiträge an Organisationen, Vereine und Verbände im Aus- 
land 


Mehrausgabe wegen Erhöhung des Mitgliedsbeitrages der 
Bundesrepublik Deutschland beim Rat für die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens in Brüssel (Brüsseler 
Zollrat) für das Finanzjahr vom 1. Juli 1974 bis 30. Juni 1975. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Mitgliedschaft des Bundes auf Gesetz beruht. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 711 01. 
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08 04 
512 02 


1 600 000,— 


797 691,42 


Herstellung von Handausgaben 


Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge zahl- und umfang- 
reicher Austausch- und Ergänzungslieferungen zu den Hand- 
ausgaben, bedingt durch Änderungen der Abgabengesetze 
und Ausführungsbestimmungen, insbesondere auf dem Ge- 
biet des Zolltarifrechts, sowie wegen gestiegener Papier- 
preise. 

Die Mehrausgabe war im Interesse einer ordnungsgemäßen 
Erfüllung der Aufgaben der Bundesfinanzverwaltung unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 04 
513 01 


12 500 000,— 


149 919,06 


Post- und Fernmeldegebühren 


Unvohergesehene Mehrausgabe infolge Auswirkung der am 
1. Juli 1974 eingetretenen Erhöhung der Post- und Fernmelde- 
gebühren auf ein ganzes Jahr. 

Die Mehrausgabe war im Interesse einer ordnungsgemäßen 
Aufgabenerfüllung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 04 
518 03 


8 800 000,— 


135 072,75 


Vergütungen nach § 76 Zollgesetz einschließlich Entschädi- 
gungen der Unternehmen für gleichartige Leistungen, die 
nicht unter § 76 Zollgesetz fallen 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe wegen 
Erhöhung der Vergütungen für die der Zollverwaltung von 
Verkehrsunternehmen überlassenen Grundstücke, Gebäude, 
Räume und sonstigen Anlagen infolge höherer Grundstücks- 
werte und gestiegener Bewirtschaftungskosten. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 04 
526 01 


500 000,— 


I 


91 104,66 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehrausgabe wegen unvorhergesehener und unabweisbarer 
Prozeßkosten. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 
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08 04 
526 02 


50 000,— 


2 789,20 


Kosten für Sachverständige 


Mehrausgabe insbesondere wegen verstärkter Beiziehung 
von Sachverständigen bei der Wertermittlung von Schmug- 
gelwaren (Kunstgegenstände, Rauschgift, Waffen). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben der Bundes- 
finanzverwaltung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 04 
533 01 


5 600 000,— 


549 999,37 


Herstellung von Tabaksteuerzeichen 


Unvorhergesehene und im Interesse der Sicherung des 
Tabaksteueraufkommens unabweisbare Mehrausgabe, insbe- 
sondere infolge gestiegenen Bedarfs von Tabaksteuerzeichen 
in Auswirkung der Heraufsetzung des Kleinverkaufspreises 
für Zigaretten. 


Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 04 
671 03 


4 800 000,— 


194 983,61 


Entschädigung für Herstellung, Verwaltung und Verkauf der 
Wechselsteuermarken 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe wegen 
höherer Kosten für die Entschädigung an die Deutsche Bun- 
despost entsprechend dem höheren Aufkommen. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 712 01. 


08 05 


108 000,— 


22 131,05 


Post- und Fernmeldegebühren 


513 01 


Mehrausgabe infolge Auswirkung der am 1. Juli 1974 einge- 
tretenen Erhöhung der Post- und Fernmeldegebühren auf ein 
ganzes Jahr und wegen der Einrichtung zusätzlicher Fem- 
sprechnebenanschlüsse. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 682 02. 


08 05 
517 01 


175 000,— 


6 423,03 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe wegen 
gestiegener Bewirtschaftungskosten, insbesondere für Brenn- 
stoffe und Reinigung. 


Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 682 02. 
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200 000 — 


42 903,38 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Mehrausgabe wegen gebotener Intensivierung der Prüfungs- 
tätigkeit (§ 84 Abs. 1 VAG). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
einer wirkungsvollen Aufsicht unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 682 02. 


850 000,— 


196 843,19 


Erstattung von Investierungen Dritter, Ablösung von Kredi- 
ten, Darlehen und Hypotheken für das Allgemeine Grund- 
vermögen 


Mehrausgabe infolge Ablösung von Investitionen für bundes- 
eigene Heizwerke. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, um die Verfügungsposition des Bundes als Eigentümer 
und Besitzer von Heizwerken sicherzustellen. 


Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 712 01. 


99 000,— 


3 579,35 


Post- und Femmeldegebühren 


Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge Auswirkung der am 
1. Juli 1974 eingetretenen Erhöhung der Post- und Fern- 
meldegebühren auf ein ganzes Jahr. 

Die Mehrausgabe war im Interesse einer ordnungsgemäßen 
Aufgabenerfüllung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 682 02. 


5 000,— 


25 000,— 


Kosten für Sachverständige 


Mehrausgabe für die Erstellung eines Gutachtens zur Beur- 
teilung der Einlage einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
bei einem der Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen unterstehenden Kreditinstitut. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil ein Hinausschieben der Maßnahme im Falle einer 
Insolvenz des Kreditinstituts die Geltendmachung von Scha- 
densersatzansprüchen von Gläubigern des Kreditinstituts 
gegen den Bimd zur Folge gehabt hätte. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 682 02. 
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513 01 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


97 000 — 


6 777,24 


Post- und Fernmeldegebühren 


Die Mehrausgabe ist entstanden durch Erhöhung der Post- 
und Fernmeldegebühren zum 1. Juli 1974 und durch die ver- 
stärkte Ermittlungstätigkeit des Amtes auf Grund der 2. Kar- 
tellgesetznovelle. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der Auf- 
gaben, die dem Bundeskartellamt aus der 2. Kartellgesetz- 
novelle erwachsen sind, unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 09 08 Tit. 526 01. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung^ Landwirtsdiaft und Forsten — 


10 01 
539 99 


35 000,— 


144 218,43 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf be- 
ruht auf Ausgaben für Sicherheitsmaßnahmen in bestimmten 
Bereichen (rd. 5 000, — DM) und auf Zinszahlungen für zu Un- 
recht einbehaltene Abschöpfungsbeträge im Rahmen der 
SchutzKlauselprozesse ivit.’"* nach einer Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofes in seinem Urteil vom 12. Dezember 1974 
— BGH — III ZR 76/70 — (rd. 139 000 DM). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 671 94. 


10 02 
652 06 


555 000 000,— 


11 514 001,39 


Zuweisungen nach dem Gesetz über die Verwendung von 
Gasöl durch Betriebe der Landwirtschaft 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe infolge 
eines wider Erwarten höheren Verbrauchs an Gasöl im Jahre 
1973. Es handelt sich um auf gesetzlicher Verpflichtung be- 
ruhende Nachzahlungen. 

Die überplanmäßige Ausgabe ist dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mit Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 22. Oktober 1975 — II B 3 — E 2006 — 12/75 
II — mitgeteilt worden {§ 37 Abs. 4 BHO) 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 71, Tit. 882 92 und 
Kap. 10 03 Tit. 882 90. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
656 53 


140 000 000,— 


980 353,77 


Zuschüsse zur Gewährung einer Rente an Kleinlandwirte bei 
Landabgabe (Landabgaberente) 


Im Haushaltsjahr 1975 standen unerwartet rd. 3 000 Anträge 
für eine Landabgaberente zur erstmaligen Bewilligung mehr 
an als im Vorjahr. 

Die hierführ erforderlichen Mehrausgaben waren unabweis- 
bar, da die Zahlungen auf gesetzlicher Verpflichtung beruhen 
(§ 45 GAL). 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 56. 


10 02 
656 55 


580 000 000,— 


50 000 000 — 


Zuschüsse an die Träger der Krankenversicherung der Land- 
wirte 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für 
die Krankenversicherung der Altersgeldempfänger und son- 
stiger Altenteiler beruht im wesentlichen auf dem überaus 
starken Anstieg der Kosten für Krankenhauspflege, ärztliche 
und zahnärztliche Behandlungen sowie Arzneimittel. Die da- 
durch entstandenen höheren Krankenversicherungskosten 
waren gemäß § 63 des Gesetzes über eine Krankenversiche- 
rung der Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433) 
aus Bundesmitteln zu decken. 

Die überplanmäßige Ausgabe ist dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mit Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 25. November 1975 — II B 3 — E 2055 — 
9/75 — mitgeteilt worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparuung bei Kap. 10 02 Tit. 656 51, Tit. 656 56, Tit. 662 93 
und Tit. 882 92. 


10 02 
514 74 


2 790 000,— 


269 387,31 


Haltung von Fischereiforschungsschiffen 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Ausgaben für Repara- 
turen an den Fischereiforschungsschiffen. Der Fischereifor- 
schungskutter „Solea" ist durch höhere Gewalt mit einem 
Molenkopf kollidiert. Auf dem Fischereiforschungsschiff 
„Walter Herwig" sind bei einer groben See Bullaugen und 
Panzerblenden zerschlagen worden. Die Schäden an den 
Schiffen mußten wegen des kontinuierlichen Einsatzes sofort 
behoben werden. 


Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen 
und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 92. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
812 74 


10 04 


apl. 
539 01 


118 078,09 Erwerb von Ausrüstungsgegenständen für die Fischereifor- 
sdiungsschiffe 

Bei der regelmäßigen Überprüfung des Fischereiforschungs- 
schiffes „Walter Herwig" am 10. April 1975 wurde festge- 
stellt, daß insgesamt 2 800 m an Kurrleine vorzeitig ver- 
braucht und zu ersetzen waren. Außerdem mußte zur Durch- 
führung des kurzfristig beschlossenen Auftrags für die Erfor- 
schung und wirtschaftliche Erschließung der Bestände an 
Nutzfischen und Krill (Krebstiere) in der Antarktis vom 
20. Oktober 1975 bis Mitte Mai 1976 eine zusätzliche Ersatz- 
kurrleine beschafft werden. 

Diese Ausgaben waren unvorhergesehen und zur Erfüllung 
der Forschungsaufgaben unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 92. 


6 119,92 Vergleichsweise Erledigung eines Rechtsstreits wegen Ge- 
währung von Margarinesubventionen 1951 

Ein Verwaltungsstreitverfahren wegen Gewährung von Mar- 
garinesubventionen 1951 ist beim VGH Kassel mit einem 
Vergleich abgeschlossen worden. Zur Erfüllung der Verbind- 
lichkeiten dieses Vergleichs war die Ausgabe unabweisbar; 
sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 682 01. 


10 04 


apl. 
539 02 


714 986,30 


Abwicklung eines Rechtsstreits wegen Exportsubvention für 
Schweinefleisch 


Die Bundesrepublik Deutschland hatte auf Grund des Urteils 
des OVG Münster — IV A 695/73 — vom 4. Juli 1975 
450 000 DM nebst 8 v. H. Zinsen seit dem 13. Juli 1966 bis 
zum 20. Dezember 1971 und 4 v. H. Zinsen seit dem 21. De- 
zember 1971 wegen Exportsubvention für Schweinefleisch zu 
zahlen. Die Ausgabe war unvorhergesehen und mit Rechts- 
kraft des Urteils unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 683 02. 
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10 04 
682 04 


6 147 265,73 


Von den EG nidit übernommene Marktordnungsausgaben 


Die EG-Kommission hat bei der Prüfung der EAGFL- 
Rechnungsabschlüsse 1971 und 1972 einen Betrag von 
44 418 682,89 DM nicht als EG-Marktordnungsausgaben aner- 
kannt. Diese Ausgaben waren mit Bundesmitteln zu decken. 

Der Ausgleich war bereits im Haushaltsplan 1975 unabweis- 
bar, weil die EG-Kommission bei der Zuweisung der Vor- 
schüsse für 1975 eine entsprechende Kürzung vomahm und 
die Verbindlichkeiten für EG-Maßnahmen Vorlagen. Die 
Mehrausgabe war unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 10 04 Tit. 683 02 und Kap. 10 03 
Tit. 882 90. 


10 10 
533 12 


666 000,— 


421 889,27 


Kosten im Zusammenhang mit der Zulassung von Pflanzen- 
schutzmitteln und -geräten 


Der Mehrbedarf ist zurückzuführen auf die um rd. 30 v. H. 
gestiegenen Kosten der an den Prüfungen beteiligten Pflan- 
zenschutzämter und anderer Versuchsanstalten sowie auf die 
unerwartet hohe Zunahme der Prüfanträge gemäß §§ 7 ff. 
des Pflanzenschutzgesetzes in der Fassung vom 2. Oktober 
1975 (BGBl. IS. 2592). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der ge- 
setzlich geregelten Zulassungsbestimmungen für Pflanzen- 
schutzmittel unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 683 95. 


10 10 
539 99 


176 000,— 


136 550,55 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf infolge 
nachträglich vorgenommener Versteuerung des Auflösungs- 
gewinns der ehemaligen Lehrmeierei der Bundesanstalt für 
Milchforschung auf Grund einer Betriebsprüfung. 


Einsparung bei Kap. 10 10 Tit. 515 44. 
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Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


30 000,— 


280,71 


Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbehinderten 


Die Aufwendungen für die Reisen der Mitglieder der Per- 
sonalvertretungen und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbehinderten sind infolge Aufgabenerweiterung durch 
das Bundespersonalvertretungsgesetz und das Schwerbehin- 
dertengesetz sowie in Auswirkung erhöhter Verkehrstarife 
gestiegen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Tätigkeiten der Personalvertretungen und der 
Vertrauensmänner der Schwerbehinderten auf Gesetz be- 
ruhen. 


Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 515 02. 


12 000 ,— 


7 056,34 


Durchführung von Studien und Studienreisen zur Förderung 
des Erfahrungsaustausches mit dem Ausland und der Zusam- 
menarbeit der europäischen Arbeitsbehörden 


Im Rahmen des Programms für kulturelle und wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit zwischen der Sowjet-Union und der 
Bundesrepublik hat 1975 eine sowjetische Delegation die 
Bundesrepublik zum Studium von Rehabilitationseinrichtun- 
gen besucht. An dem Besuch, der ursprünglich für 1976 ge- 
plant war, bestand seitens des Bundesministeriums für Ar- 
beit und Sozialordnung erhebliches Interesse. 

Die entstandenen Kosten für den Aufenthalt der Delegation 
waren wegen der Verpflichtung zum Empfang der Delegation 
nach dem oben angeführten Programm unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 01 Tit. 526 05. 


45 000,— 


1 415,44 


Geschäftsbedarf 


Die Mehrausgabe ist im wesentlichen auf gestiegene Preise 
für Papier und erhöhte Druckkosten zurückzuführen. Insbe- 
sondere das Vordruckwesen, wie Mehrfach Vordrucke für die 
Unfallerfassung, Rentenbescheide u. a., hat höhere Kosten 
verursacht als vorhergesehen werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, um eine reibungslose 
Unfallsachbearbeitung sicherzustellen. 

Einsparung bei Kap. 11 03 Tit. 532 44. 
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12 000 ,— 


5 806,18 


Bücher und Zeitschriften 


Der Mehrbedarf beruht im wesentlichen auf gestiegenen 
Preisen für Ergänzungslieferungen zu Loseblattsammlungen 
von Gesetzen und Kommentaren, die als Arbeitsunterlagen 
für die Unfallsachbearbeitung erforderlich sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 11 03 Tit. 422 01. 


110 000 ,— 


9 793,01 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der bei diesem Titel zur Verfügung stehende Haushaltsan- 
satz wird überwiegend für Postsendungen — z. T. durch Ein- 
schreiben — benötigt, die insbesondere die Unfallerfassung, 
ärztliche Gutachten, Rentenbescheide u. ä. beinhalten. 

Infolge Erhöhung der Postgebühren konnte die Mehrausgabe 
nicht vorhergesehen werden; sie war im Interesse eines 
reibungslosen Ablaufs der Unfallsachbearbeitung unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 03 Tit. 422 01. 


11 968,87 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der nach amtlichen Gutachten vom Februar 1975 im Haus- 
haltsjahr 1976 zur Aussonderung vorgesehene Dienst-PKW 
der Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung ist 
durch Fremdversdiulden infolge Auffahrunfalls im August 

1975 stark beschädigt worden. Aus Gründen der Kosten- 
ersparnis und Zweckmäßigkeit ist die für das Haushaltsjahr 

1976 vorgesehene Ersatzbeschaffung für den ohnehin repara- 
turanfälligen Dienst-PKW in das Haushaltsjahr 1975 vorge- 
zogen worden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Bundesausführungsbehörde für Unfallversiche- 
rung auf einen Dienstkraftwagen angewiesen ist. 


Einsparung bei Kap. 1 1 03 Tit. 422 01. 
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59 000,— 


22 957,84 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Der Mehrbedarf ist auf verstärkte Benutzung des Composers 
(Abbau des Rückstandes in der Dokumentation und Anschluß 
an die neuesten Forschungsergebnisse) zurückzuführen. Auch 
bei den Kopien war der Bedarf erheblich höher als erwartet, 
weil u. a. 

— stärker als zunächst angenommen werden konnte neue 
Aufgaben begonnen und Ergebnisse ausgewertet wurden, 

— die zahlreichen Ausschüsse oft kurzfristig mit Informa- 
tionsmaterial versorgt werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 04 Tit. 522 01. 


47 000,— 


3 258,24 


Post- und Fernmeldegebtihren 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf gestiegenen Geschäftsanfall zurückzuführen. 

Einsparung bei Kap. 11 07 Tit. 711 01. 


25 000,— 


33 544,51 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland 


Der Mehrbedarf beruht auf den Ausgaben für den Erwerb 
eines Schreibautomaten. Die Beschaffung dieses Gerätes war 
wegen der starken Zunahme der Schreiben mit häufig wie- 
derkehrenden Texten und zur Aufarbeitung der eingetrete- 
nen Rückstände unabweisbar. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da der gestiegene 
Arbeitsanfall sich erst nach Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1975 bemerkbar machte. 

Einsparung bei Kap. 11 06 Tit. 532 02. 


15 000,— 


2 510,89 


Auslagen in Rechtssachen 


Die Mehrausgabe ist auf Erhöhung des Pauschsatzes nach 
§ 26 BRA GebO, des Höchstsatzes der Rahmengebühr nach 
§ 116 BRA GebO sowie auf Zunahme von Übersetzungen 
zurückzuführen. Sie war unvorhergesehen und aufgrund ge- 
setzlicher Verpflichtung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 1 1 07 Tit. 539 99. 
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409 000 — 


47 356,— 


Post- und Fernmeldegebühren 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß sowohl die 
Zahl der anerkannten Beschäftigungsstellen als auch die Zahl 
der Zivildienstleistenden ständig gestiegen ist. Diese Steige- 
rungen hatten erhebliche Mehraufwendungen für den Post- 
und Fernmeldesprechverkehr zur Folge, zumal auch die 
Fernsprechgebühren erhöht worden sind. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufredit- 
erhaltung der Verwaltung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 516 01. 


130 000,— 


5 466,57 


Kosten der Referenten für die Durchführung der staats- 
bürgerlichen Veranstaltungen 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die nach 
§ 36 a des Zivildienstgesetzes vorgesehenen staatsbürger- 
lichen Veranstaltungen sowohl qualitativ als auch quantitativ 
verbessert werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 525 02. 


900 000,— 


116 886,66 


Reisekostenvergütungen für sonstige Fahrten der Dienst- 
leistenden 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß 

— die Kosten für die privaten Reisen der Dienstleistenden 
entsprechend der Verwaltungsvereinbarung mit der Deut- 
schen Bundesbahn (Z-Urlauberfahrkarten) im pauscha- 
lierten Abrechnungs verfahren von 48, — DM im Jahr pro 
Dienstleistenden auf 70,90 DM ab 1. Januar 1975 ge- 
stiegen sind 

— alle sonstigen Fahrten (Versetzungsfahrten, Fahrten zu 
ärztlichen Untersuchungen, Fahrten zur Teilnahme an 
staatsbürgerlichen Veranstaltungen usw.) ebenfalls hö- 
here Ausgaben verursacht haben. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 671 03, 


l 
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11 08 
671 01 


350 000,— 


70 793,17 


Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Arbeitsplatz- 
sdiutzgesetzes 


Die Mehrausgabe ist entstanden, weil mehr Anträge auf 
Erstattung von Beiträgen zu zusätzlichen Versorgungsein- 
richtungen von den Arbeitgebern der Dienstleistenden ein- 
gegangen sind als bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
vorhergesehen werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Leistungen auf 
gesetzlicher Verpflichtung beruhen. 

Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 522 01. 


11 08 


apl. 
643 24 


18 543,17 


V erdienstausf allentschädigung 


Verdienstausfallentschädigung nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz wurde nicht veranschlagt, da im Zivildienst 
keine Übungen mehr abgeleistet werden. Nach einer Besitz- 
standsklausel in Art, 4 des Gesetzes zur Änderung des Un- 
terhaltssicherungsgesetzes und des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes vom 8. Mai 1973 (BGBl. I S. 365) erhalten jedoch noch 
diejenigen Zivildienstleistenden, die bis zum 31. Mai 1973 
Anspruch auf Verdienstausfallentschädigung hatten, diese bis 
zum Ende ihrer Dienstzeit weiter. 

Die apl. Ausgabe war daher unabweisbar; sie war unvor- 
hergesehen, weil in verschiedenen Fällen Dienstausfallent- 
schädigungen auf Grund von günstigeren Einkommensteuer- 
bescheiden neu berechnet werden mußten. 


Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 643 25. 


11 10 
671 03 


42 200 000,— 


4 049 589,84 


Aufwendungen für das Rentenkapitalisierungsverfahren 


Bei der Veranschlagung war davon ausgegangen worden, 
daß die Lastenausgleichsbank wie in den vergangenen Jah- 
ren hauptsächlich Darlehen mit lOjähriger Laufzeit und jähr- 
lich gleichmäßigen Tilgungsraten aufnehmen wird. Wegen 
der angespannten Kapitalmarktlage mußten jedoch häufig 
andersartige Darlehenstypen aufgenommen werden. Die sich 
hieraus ergebende höhere Belastung für das Haushaltsjahr 
1975 war unvorhergesehen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf vertrag- 
licher Verpflichtung beruhte. 

Einsparung bei Kap. 11 12 Tit. 682 01. 
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11 13 
646 01 


11 13 
646 02 


11 13 
646 03 


11 13 
646 04 


15 000 — 


1 800 000 — 


500 000 — 


10 500 000 — 


2 764,80 Erstattung der Mehraufwendungen der Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung an Verfolgte des Nationalsozialis- 
mus 

Die Mehrausgabe ist im wesentlichen auf die Auswirkungen 
der Rentenanpassung zurückzuführen. Sie beruhte auf gesetz- 
licher Verpflichtung und war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit 616 01. 


832 142,80 Erstattung der Aufwendungen für die Krankenhilfe an Heim- 
kehrer 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 
der Aussiedler sowie der ehemaligen Häftlinge weiter ge- 
stiegen ist. Dadurch ergaben sich insbesondere in den Län- 
dern Berlin und Baden-Württemberg mit dem Hauptdurch- 
gangslager für Aussiedler aus Polen, Rumänien und der 
UdSSR erhöhte Aufwendungen, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruhte. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01. 


30 894,65 Kosten der Nachversicherung gemäß Artikel 6 §§ 19 und 23 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 

Die Ausgaben für die Nachversicherungen nach dem Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz haben sich 
infolge der gestiegenen Zahl der Rentenfälle und der Renten- 
anpassung stärker als ursprünglich angenommen erhöht. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe beruhte auf gesetz- 
licher Verpflichtung und war daher unabweisbar; sie war 
unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01. 

379 121,95 Kosten der Nachversicherung gemäß §§ 23 und 23 a des 
Gesetzes zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozia- 
listischer Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren 
Vermögen 

Die Ausgaben für die Nachversicherungen nach dem Gesetz 
zur Regelung von Verbindlichkeiten nationalsozialistischer 
Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren Vermö- 
gen haben sich infolge der gestiegenen Zahl der Renten- 
anfälle und der Rentenanpassung stärker als ursprünglich 
angenommen erhöht. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe beruhte auf gesetz- 
licher Verpflichtung und war daher unabweisbar; sie war 
unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 616 01. 
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noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 13 
681 01 


48 000 000 — 


115 810,44 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Aus- 
gaben für Kleider- und Wäscheverschleiß nach der Verord- 
nung über die orthopädische Versorgung Unfallverletzter 
vom 18. Juli 1973 (BGBL I S. 871) und die Zulagen an 
Schwerverletzte stärker gestiegen sind als bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaushaltsplans angenommen worden war. 
Die Mehrausgabe beruhte auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 616 01. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
513 01 


1 550 000,— 


198 240,12 


Post- und Femmeldegehühren 


Mehrausgabe infolge Gebührenerhöhung der Deutsdien Bun- 
despost ab 1. Juli 1974 (1975 Auswirkung auf das ganze Jahr) 
und Gebührenerhöhung für die Basa-Anschlüsse durch die 
Deutsche Bundesbahn ab 1. Januar 1975. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


12 01 


12 000 ,— 


112 368,28 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


526 01 


Mehrausgabe infolge von Rechtsstreitigkeiten im Zusammen- 
hang mit der Fluglotsenaktion. Die Mehrkosten konnten bei 
Aufstellung des Bundeshaushalts 1975 nicht vorhergesehen 
werden; sie waren unabweisbar, da sie zwangsläufig ange- 
fallen sind. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


12 01 
527 03 


470 000,— 


21 565,82 


Reisekosten Vergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbehinderten 


Unvorhergesehene Mehrausgabe in Auswirkung der Novel- 
lierung des Personalvertretungsgesetzes. Sie war wegen 
rechtlicher Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 522 01. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 02 
532 11 


100 000 — 


5 959,26 


Kosten, die dem Bund aus der Ausführung des Seeunfall- 
Untersuchungsgesetzes erwachsen 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie ist auf die 
außergewöhnlich hohe Anzahl von Berufungsverhandlungen 
beim Bundesoberseeamt und die dadurch bedingten erhöhten 
Aufwendungen an Verfahrenskosten zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Zeugen und Sach- 
verständigen einen Anspruch auf Entschädigung haben. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 532 12. 


12 02 
646 01 


510 000,— 


23 365,— 


Erstattung der Kosten für Schiffs Sicherheitsaufgaben des Bun- 
des an die See-Berufsgenossenschaft 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und auf die gestie- 
gene Anzahl von Untersuchungen der Seeleute auf Seedienst- 
tauglichkeit zurückzuführen. 

Die Ausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 741 OL 


12 02 


apl. 
862 02 


1 655,32 


Erstattung von überzahlten Zins- und Tilgungsbeträgen bei 
Darlehen zum Bau und Erwerb von Handelsschiffen 


Die außerplanmäßige Ausgabe war unvorhergesehen, weil 
die Verpflichtung des Bundes zur Rückzahlung von überzahl- 
ten Zins- und Tilgungsbeträgen erst im Laufe des Haushalts- 
jahres 1975 entstanden ist. Wegen des Anspruchs der Reede- 
reien auf Rückzahlung der Beträge war die Ausgabe unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 741 01. 


12 02 
682 08 


249 000 000,— 


6 821 290,93 


Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe im öffentlichen Perso- 
nennahverkehr zur Verbilligung von Gasöl 


Mehr infolge erhöhten Verbrauchs an Gasöl auf Grund ge- 
stiegener Betriebsleistungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 682 07 und innerhalb des 
Kap. 12 18. 
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12 02 
683 01 


12 02 

apl. 
686 03 


12 03 
526 01 


12 06 
511 01 


3 600 000,— 


90 000 — 


80 000 — 


1 280 831,03 Betriebsbeihilfe für den Werkfernverkehr im Zonenrand- 
gebiet und in den Frachthilfegebieten 

Unvorhergesehene Mehrausgabe infolge erhöhten Ver- 
brauchs an Gasöl auf Grund gestiegener Betriebsleistungen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 682 07. 


1 593 443,26 Beitrag zum Wetterschiff System im Nordatlantik (NAOS) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist einem vorläufigen Wet- 
ters(±iiffssystem beigetreten, das an die Stelle des bisherigen 
Sidierungssystems der ICAO getreten ist. Da hierfür Aus- 
gaben nicht veranschlagt waren, mußten die Ausgaben außer- 
planmäßig nachgewiesen werden. Dafür sind bei Kap. 12 17 
Tit. 686 01 entsprechend niedrigere Ausgaben entstanden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 95. Sitzung am 21. Mai 1975 von der Ausgabe Kennt- 
nis genommen. 

Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 686 01 Nr. 3 a. 


63 041 ,77 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehr infolge unvorhergesehener Kosten durch Rechtsstrei- 
tigkeiten insbesondere zur Abwehr von Schadensersatzfor- 
derungen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 750 01. 


44 686,80 Geschäftsbedarf 

Der unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf beruht 

auf folgenden Maßnahmen: 

— Umzug der Fachgruppe Datenverarbeitung aus auf unbe- 
stimmte Zeit angemieteten Räumen, die wegen Eigen- 
bedarf des Vermieters zum 30. Juni 1975 gekündigt wur- 
den, in angemiete.te Ersatzräume 

— Umzug der Siemens EDV-Anlage und diverser Büromöbel 
in das im November 1975 teilweise bezugsfertige Rech- 
nergebäude der Bundesanstalt für Wasserbau Karlsruhe. 

Einsparung bei Kap. 12 06 Tit. 518 23. 
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15 000 — 


30 000,-^ 


6 166,73 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf auf 
Grund vermehrter Fertigung von Xerox-Kopien für die Er- 
stellung von zahlreichen, umfangreichen Gutachten und gut- 
achtlichen Stellungnahmen im Rahmen der Durchführung von 
Arbeiten im Aufträge für Rechnungen Dritter und infolge 
Ausweitung der Aufgaben der EDV. 


Einsparung bei Kap. 12 06 Tit. 522 21. 


6 499,89 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Bei den Kraftfahrzeugen der Bundesanstalt für Gewässer- 
kunde war infolge des hohen Kilometerstandes der Einbau 
von Austauschmotoren und die Durchführung größerer Repa- 
raturarbeiten so dringend erforderlich geworden, daß ein 
Aufschub dieser Arbeiten im Hinblick auf die zu gewährlei- 
stende Einsatzbereitschaft der Kraftfahrzeuge nicht vertret- 
bar war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 07 Tit. 518 01. 


110 000,— 


4 367,70 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil seit Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1975 die Bewirtschaftungskosten 
erheblich gestiegen sind. Außerdem hat sich infolge der all- 
gemeinen Zunahme der Arbeiten eine unvermeidbare Stei- 
gerung des Verbrauchs für Energie und Wasser ergeben. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 07 Tit. 515 04. 


150 000,— 


45 301,80 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist bei der Durchführung von Forschungs- 
aufträgen (Untersuchungen und Erprobung der Straßenab- 
schnitte) und von Arbeiten im Aufträge Dritter infolge ver- 
stärkter Inanspruchnahme der Sonderfahrzeuge entstanden. 
Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 11 Tit. 812 02. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 11 


70 000 — 


25 056,06 


Mieten und Pachten für Masdiinen, Geräte und Fahrzeuge 


518 02 


Unvorhergesehener und unabweisbarer Mehrbedarf infolge 
vermehrter Kopierabeiten an angemieteten Kopierautoma- 
ten im Bereich der Unfallforschung und für die Durchführung 
neuer Forschungsprojekte. 

Einsparung bei Kap. 12 11 Tit. 812 02. 


12 11 
527 01 


340 000,— 


47 386,21 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Der unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf beruht 
auf der Zunahme der umfangreichen Untersuchungen und 
Erprobungen sowie der Arbeiten im Aufträge Dritter. 


Einsparung bei Kap. 12 11 Tit. 812 02. 


12 12 
511 02 


2 300 000,— 


12 12 


600 000,— 


62 462,90 Herstellung der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe sowie 
sonstiger Vordrucke 

Unabweisbare Mehrausgabe auf Grund unvorhergesehenen 
Mehrbedarfs von Fahrzeugbriefen infolge der Belebung auf 
dem KfZ'Markt. 

Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 


19 962,53 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


517 01 


Mehrbedarf durch Erhöhung der Abgabepreise für Elektrizi- 
tät und Wasser sowie durch Erhöhung der Kosten der Dampf- 
lieferung für Heizung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 44. 


12 12 
711 01 


145 000,— 


137 106,80 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Rechenzentrums 
des Kraftfahrt-Bundesamtes war der notwendige Leistungs- 
stand der Klimaanlage durch sofortige Umrüstung bzw. Er- 
weiterung herzustellen. Eine Rückstellung bis zum Haushalts- 
jahr 1976 hätte die Betriebsbereitschaft des EDV-Bereichs in 
Frage gestellt. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorherge- 
sehen. 


Einsparung bei Kap. 12 17 Tit. 861 01. 
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12 14 2 405 000,— 

51801 


12 15 300 000,— 

513 01 


12 16 570 000 — 

518 01 


12 16 1 000,— 
526 01 


144 364,82 Mieten und Paditen für Gnindstüdre, Gebäude und Räume 

Mehrbedarf infolge zusätzlich benötigter Kellerräume als 
Funktionsräume für die EDV-Anlage im Zentralamt des Deut- 
schen Wetterdienstes (DWD) und eingetretener Mietpreis- 
erhöhungen bei anderen Dienstgebäuden des Deutschen Wet- 
terdienstes, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 547 35. 


41 327,06 Post- und Fernmeldegebühren 

Mehrbedarf infolge Erweiterung der Femsprechanlage der 
Bundesanstalt für Flugsicherung durch die Anmietung des 
Dienstgebäudes Frankfurt/M., Fellnerstr 7 — 9 , und Personal- 
und Auf gaben Vermehrung sowie Gebührenerhöhung der 
Deutschen Bundespost ab 1. Juli 1974. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Durchfüh- 
rung^ der Flug v^rkehrskontrolldienste unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


86 555,57 Mieten und Paditen für Grundstücke, Gebäude und Räume 

Mehrbedarf aufgrund der endgültigen Mietberechnung durch 
die Stadt Braunschweig nach Fertigstellung des neuen Büro- 
gebäudes für das Luftfahrt^Bundesamt sowie Mietpreiserhö- 
hungen bei den Außenstellen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 813 01. 


1401,12 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Mehrausgabe infolge Zunahme von Prozeß- imd Anwalts- 
kosten beim Luftfahrt-Bundesamt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und aufgrimd gesetz- 
licher Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparimg bei Kap. 12 16 Tit. 526 03. 
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Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 02 2 300 000 — 

526 01 


14 02 70 000,— 

539 99 


405 318,96 Geridits- und äimlidie Kosten 

Der Mehrbedarf beruht hauptsächlich auf der Zunahme der 
Prozesse in Wehrersatzangelegenheiten sowie den höheren 
Kosten und Gebühren infolge der Änderimg des Gerichts- 
kostengesetzes und der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte mit Wirkung vom 15. September 1975. 

Diese Entwicklimg wurde nicht vorhergesehen. Da die Zah- 
lung von Gerichts- und ähnlichen Kosten auf Rechtsverpflich- 
tung beruht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 


385 527,22 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Mehrausgabe beruht darauf, daß im Zusammenhang mit 
einem Verkehrsunfall, den ein in den USA stationierter Bun- 
deswehrangehöriger mit seinem privateigenen PKW außer- 
halb des Dienstes verursacht hat imd durch den vier US-Bür- 
ger erheblich verletzt wurden — davon in einem Fall mit 
Todesfolge — , den Geschädigten neben der Versicherungs- 
leistung von 20 000 US-$ ohne Anerkennung einer Rechts- 
pflicht im Rahmen des Artikels VIII Abs. 6 des NATO-Trup- 
penstatuts zur Abgeltung ihrer weitergehenden Schadenser- 
satzansprüche eine Abfindung in Höhe von 111 378 US-$ (= 
261 381,89 DM gewährt wurde. 

Außerdem waren aufgrund des Urteils des OLG Düsseldorf 
vom 6. Juni 1975 an einen Beamten außer Dienst eine Dienst- 
erfindimgsvergütung sowie an zwei angestellte Diplom- 
ingenieure aufgrund des § ^2 des Gesetzes über Arbeitneh- 
mererfindungen Erfindervergütungen in Höhe von insgesamt 
144 518,03 DM zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und imabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 02. 
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14 02 


apl. 
873 01 


20 050 — 


Erwerb des Stammkapitals der Kantinenbetriebsgesellschaft 
m. b. H. in Schwabach- Wölkersdorf 


Das Kantinenwesen der Bundeswehr mußte neu geordnet 
werden, um 

— einheitliche und soziale Preise für ein Warengrundsorti- 
ment, 

— ein vertretbares Preisniveau für das übrige Angebot und 

— die Versorgung der Streitkräfte mit Marketenderwaren im 
Spannungs -und Verteidigungsfall 

zu erreichen. Hierzu bedient sich der Bund einer Heimbe- 
triebsgesellschaft m. b. H., deren Stammkapital in Höhe von 
20 000, — DM (zuzüglich 50, — DM Börsenumsatzsteuer) er- 
worben wurde. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und wegen der Bedeu- 
tung, die der Neuordnung des Kantinenwesens der Bundes- 
wehr zukommt, unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 02. 


14 03 
532 21 


56 000 000,— 


9 000 000,— 


Eisenbahntransportkosten 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß 

— die unvorhergesehenen Erhöhungen der Tarife für Wa- 
genladungen um 12 V. H. im Jahre 1974 bei der Veran- 
schlagung des Titelansatzes für 1975 nicht berücksichtigt 
werden konnten (Rechtsstand 31. Dezember 1973), 

— nach den Erfahrungen aus der Energiekrise vermehrt ge- 
panzerte Fahrzeuge auf die Schiene verladen wurden, da 
der Schienentransport für Entfernungen über 50 km we- 
sentlich wirtschaftlicher ist (Kostenverhältnis Straße : 
Schiene = 5:1) 

— und der Einsatz von Kettenfahrzeugen der neuen Genera- 
tion (Leopard, Marder, FlaPz) bei der Truppe ständig zu- 
nahm. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Übungsvorbe- 
reitungen auf einer langfristigen Planung beruhen und die 
unvorhergesehenen Tariferhöhungen durch Bewirtschaftungs- 
maßnahmen nicht aufgefangen werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 
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14 03 
698 23 


5 000 000 ~ 


946 175,02 


Ersatzleistungen für Ubungsschäden 


Die Mehrausgabe beruht auf den im Zeitpunkt der Übungen 
gegebenen ungünstigen Bodenverhältnissen, den gestiegenen 
Erzeugerpreisen für Agrarprodukte, der gesteigerten Übungs- 
tätigkeit 1975 und auf dem vermehrten Einsatz gepanzerter 
Verbände. 

Zur Einhaltung der Verpflichtungen auf NATO-Ebene und im 
nationalen Bereich waren die Übungen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 


14 04 
686 01 


840 000,— 


162 300,— 


Betrieb von deutsdien Grund-/Hauptschulen, deutschen Ab- 
teilungen an Internationalen Schulen und ausländischen 
Volksschulen und einem deutschen Kindergarten im Ausland 


Der Mehrbedarf ist auf die bei der Veranschlagung unvorher- 
gesehene Erhöhung der Schülerzahl zurückzuführen. Er war 
unabweisbar, da der Schulbetrieb aufrechterhalten werden 
mußte. 


Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 518 24. 


14 05 
511 31 


270 000,— 


290 000,— 


Geschäftsbedarf 


Der Mehrbedarf beruht auf erhöhten Kosten infolge von Zu- 
gängen beim Stammpersonal und bei den Studenten sowie 
durch die Erweiterung der Hauptbibliotheken. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 01. 


14 05 
512 31 


2 950 000,— 


1 000 000 ,— 


Bücher und Zeitschriften 


Durch die fortschreitende Besetzung der Stellen für Profes- 
soren und wissenschaftliche Mitarbeiter ist früher als geplant 
ein größerer Bedarf an wissenschaftlicher Literatur entstan- 
den. Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war 
zur Aufrechterhaltung des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


10 000 ,— 


129 480,— 


Unterhaltung von Laborgeräten 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß für die Unterhaltung der 
Laborgeräte auf Grund von Wartungs Verträgen und für die 
Instandsetzung höhere Aufwendungen entstanden sind als 
bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1975 angenommen 
wurde. 


Zur Aufrechterhaltung des Studienbetriebs war die Mehraus- 
gabe unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 01. 


200 000 ,— 


Verbrauchsmittel 

Im Haushalt 1975 sind erstmalig für Verbrauchsmittel Aus- 
gabemittel veranschlagt worden, so daß Erfahrungswerte 
nicht bekannt waren. Die Mehrausgabe ist für den Betrieb 
der Rechenanlagen in den Fachbereichen und und für die 
Erstausstattung des Zentralen Mechanischen Konstruktions- 
und Entwicklungslabors der HSBw Hamburg entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 


80 000,— 


3 362,53 


Aus- und Fortbildung 


Die Mehrausgabe ist für Reisekosten und Gebühren der Prak- 
tika der Studenten entstanden. Sie war unvorhergesehen 
und zur Aufrechterhaltung des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung Kapitel 14 23 Tit. 671 01. 


250 000,— 


140 556,71 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Der Mehrbedarf beruht auf den erhöhten Ausgaben für Mili- 
tärdienstfahrkarten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 01. 
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14 05 
812 31 


11 000 000 ,— 


5 900 066,15 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen für die Ausstattung der Labore 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil sich der not- 
wendige Umfang der Laborerstattungen erst nach der Beru- 
fung der Professoren ergab. 

Zur Aufrechterhaltung des geregelten Studienbetriebs war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 


14 05 


apl. 
812 32 


325 345,— 


Beschaffung von Datenverarbeitungsanlagen und Zusatzein- 
riditungen 


Für EDV-Geräte im Wert von 265 687 DM war ursprünglich 
eine Anmietung vorgesehen. Mittel waren bei Kap. 14 05 
Tit. 518 32 veranschlagt. Nachträglich hat sich herausgestellt, 
daß der Hersteller zu einer Vermietung nicht bereit war. Zur 
ordnungsmäßigen Durchführung des Lehrprogramms an den 
Hochschulen der Bundeswehr mußten die Geräte daher durch 
Bereitstellung von außerplanmäßigen Haushaltsmitteln ge- 
kauft werden. 

Darüber hinaus mußten weitere EDV-Geräte im Wert von 
59 658 DM beschafft werden, für die Ausgaben bei Kap. 14 05 
Tit. 812 31 veranschlagt waren. Da die Zweckbestimmung 
dieses Titels solche Ausgaben jedoch nicht zuließ, mußten 
hierfür ebenfalls außerplanmäßige Haushaltsmittel bereit- 
gestellt werden. 

Die Ausgaben waren unvorhergesehen und zur Durchführung 
des Studienbetriebs unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 518 32 und Kap. 14 23 Tit. 
643 21. 


14 08 
522 01 


39 700 000,— 


976 932,80 


Arzneien, Verbandmittel, Brillen und orthopädische Hilfs- 
mittel 


Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs des 
Soldaten auf unentgeltliche truppenärztliche Versorgung ge- 
mäß § 69 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des 
Wehrs oldgesetzes entstanden. Sie waren auf den Anstieg der 
Preise für Arznei- und für orthopädische Hilfsmittel sowie 
auf die Erhöhung der Sätze für Optikerleistungen zurückzü- 
führen. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und wegen der beste- 
henden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 554 02. 
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14 08 9 000 000 — 

552 22 


14 10 2 200 000 — 

522 31 


14 10 3 000 000 — 

522 40 


921 803,26 Sonstige, nidit aufteilbare Betriebskosten 

Die Mehrausgaben entstanden in Erfüllung des Anspruchs 
des Soldaten auf unentgeltliche truppenärztlidie Versorgung 
gemäß § 69 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des 
Wehrsoldgesetzes. Sie beruhten auf dem Preisanstieg bei 
medizinischen Verbrauchsmaterialien,' der Zunahme chemi- 
scher Kontrollen, vermehrtem Aufkommen an Proben sowie 
einer Kapazitätssteigerung. 

Bei den Mehraufwendungen handelte es sich um zwangs- 
läufige Ausgaben. Sie waren unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap, 14 08 Tit. 554 02. 


298 550,96 Mehrkosten einer Verpflegung von anderer Seite 

Verpflegung von anderer Seite mußte bei Vorliegen der Vor- 
aussetzungen zu § 18 Soldatengesetz den zur Teilnahme ver- 
pflichteten Soldaten bereitgestellt werden. 

Der Mehrbedarf beruht auf Preiserhöhungen für Lebensmittel, 
die nach dem Stichtag für die Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1975 eingetreten sind. 

Die Mehrausgabe war deshalb unvorhergesehen. Sie war 
unabweisbar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparungen bei Kap. 14 10 Tit. 522 11. 


3 175 051,06 Mehrkosten im Rahmen der Verpflegungsgeldwirtschaft der 
Truppe in besonders teuren Standorten 

Die Beschaffungskosten für eine Tagesverpflegung im Rah- 
men der Truppen Verpflegung waren nach den Erhebungen 
zum „Warenkorb" bereits für das Winterhalbjahr 1974/75 im 
Bundeswehrdurchschnitt auf 4,03 DM angestiegen. Zur Ver- 
fügung stand jedoch nur der Wertansatz in Höhe von 3,60 DM 
täglich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
weil sie auf unbeeinflußbaren Preissteigerungen beruht. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 422 31. 
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14 12 

40 000 000,— 

4 388 114,31 

Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Masdiinen für Verwaltungszwecke 

515 01 





In zahlreichen Liegenschaften befand sich das Unterkunfts- 
und Betriebsgerät aufgrund überdurchschnittlicher Nutzimgs- 
dauer in einem Zustand, in dem Reparaturarbeiten entweder 
nicht mehr möglich oder unwirtschaftlich waren. Dadurch ent- 
standen unvorhergesehene erhöhte Ausgaben für Beschaf- 
fung, die xmab weisbar waren. 




Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 862 02. 

14 12 

620 000 000,— 

41 172 670,80 

Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

51? 01 

/ 



Der Mehrbedarf beruht auf den erheblichen Preissteigerun- 
gen für feste imd flüssige Brennstoffe sowie auf den erhöhten 
Tarifen für Strom, Gas, Wasser, Abwasser und Müllabfuhr 
und den Lohnerhöhungen im sonstigen Dienstleistungsge- 
werbe, 

\ 



Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war imabweis- 
bar, weil im Hinblick auf eine Mindestbevorratgng die für 
Brennstoffe vorgesehene Beschaffungsmenge nicht gekürzt 
Werden konnte und die Kommunen sowie das sonstige DienSctr 
leistungsge werbe einen Anspruch auf Entgelt für ihre Lei- 
stungen hatten. 




Die Mehrausgabe ist dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen 
vom 17. Dezember 1975 — II D 3 — We 1240 — 27/75 — mit- 
geteilt worden (§ 37 Abs. 4 BHO). Der Haushaltsausschuß des 
Deutsche Bundestages hatte in seiner 108. Sitzung am 3. De- 
zember 1975 von der Mehrausgabe Kenntnis genommen. 




Einsparung bei Kap, 14 12 Tit. 862 51. 

f 

14 12 

68 000 000,— 

1 736 826,83 

Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

518 01 


- 

Änderungskündigimgen nach Ablauf der Festmietzeiten so- 
wie die Inanspruchnahme von Mietgleitklauseln in einigen 
Mietverträgen zur Anpassung der Mieten an das gestiegene 
Preisniveau führten zu unvorhergesehenen Mehrausgaben. 




Sie waren unabweisbar, weil der Bund zur ErfüHimg seiner 
Verpflichtungen vertraglich verpflichtet war. 




Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 862 02 und Tit. 863 61. 
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14 12 
539 04 


190 000 000 — 


14 860 000 — 


Bewachungskosten 


Die Kosten für gewerbliche Bewachungsunternehmen sind im 
Laufe des Haushaltsjahres um rd. 9,4 v. H. gestiegen. Außer- 
dem mußte eine Anzahl neuer Bewachungsverträge abge- 
schlossen und in einigen Wehrbereichen das Entgelt für 
Wachbegleithunde erhöht werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Bundeswehr aus Sicherheitsgründen auf eine 
Mindestbewachung nicht verzichten konnte. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 863 51. 


14 12 
539 99 


75 000,— 


71 240,24 


Vermisdite Verwaltungsausgaben 


Die Prüfung der Pachtabrechnungen einer Gesellschaft, die 
ein Lager von der Bundeswehr gepachtet hat, ergab eine 
Überzahlung, die kurzfristig zu erstatten war. Außerdem 
waren an verschiedene Mieter bundeseigener Wohnungen in 
den vorangegangenen Jahren zuviel erhobene Heizkosten 
kurzfristig zu erstatten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Betroffenen einen Anspruch auf Erstattung 
hatten. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 532 21. 


14 12 
632 01 


376 000 000,— 


25 000 000,— 


Erstattung von Verwaltungsausgaben an die Länder 


Erhöhungen der Sachkosten, in denen auch die Honorare für 
freischaffende Architekten enthalten sind, machten zusätz- 
liche Ausgaben der Länderbauverwaltungen erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Bundesländer für die Durchführung der Bauauf- 
gaben des Bundes aufgrund abgeschlossener Vereinbarungen 
einen Rechtsanspruch auf Erstattung der Verwaltungsaus- 
gaben haben. 

Gemäß § 37 Abs. 6 S. 2 BHO wurde zugelassen, daß die Mehr- 
ausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 861 51 und Tit. 863 51. 
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14 12 
643 01 


9 000 000,-— 


5 452 991,91 


Ersatzleistungen an Gemeinden und Gemeinde verbände für 
Wege- und Straßenschäden 


Die im Zusammenhang mit Groß Übungen im Jahre 1974 ent- 
standenen Wege- und Straßenschäden konnten zum Teil erst 
im Haushaltsjahr 1975 abgewickelt werden. 

Die hierdurch entstandene Mehrausgabe war unabweisbar, 
weil die Geschädigten einen Rechtsanspruch auf Zahlung der 
Ersatzleistungen hatten. Die Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen. 

Gemäß § 37 Abs, 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit, 862 02. 


14 12 
671 01 


300 000,— 


1 127 158,91 


Erstattungen an Krankenhausträger gemäß § 12 Kranken- 
hausfinanzierungsgesetz 


Krankenhausträger haben im Haushaltsjahr 1975 in erheb- 
lichem Umfange Erstattungsanträge auf die ab 1. Oktober 
1972 erbrachten Kapitaldienstleistungen gestellt. 

Da der Bund zur Erstattung der geleisteten Kapitaldienstbe- 
träge gesetzlich verpflichtet ist, war die Mehrausgabe unab- 
weisbar. Sie war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 698 01. 


14 12 
682 01 


490 000,— 


49 241,04 


Zuweisung zur Unterhaltung von Gleisabschnitten an die 
Deutsche Bundesbahn 


Die Bundeswehr ist vertraglich verpflichtet, die durch die 
Bebohlung einer Eisenbahnbrücke entstehenden Unterhal- 
tungsmehrkosten zu tragen. Diese sind gegenüber den ur- 
sprünglichen Schätzungen erheblich gestiegen. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 698 01. 
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14 12 
812 01 


54 700 000 — 


4 500 000,— 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland 


Aufgrund der Lage im Baugewerbe wurden wesentlich mehr 
Baumaßnahmen fertiggestellt als bei Auftragsvergabe er- 
wartet werden konnte. Diese Anlagen mußten zusätzlich mit 
Unterkunfts- und Betriebsgerät ausgestattet werden. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war unab- 
weisbar, weil es nicht vertretbar war, die mit erheblichem' 
Kostenaufwand erstellten Gebäude wegen fehlender Aus- 
stattung nicht in Betrieb zu nehmen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 862 51. 


14 15 
554 04 


965 000 000,— 


5 276 015,66 


Beschaffung von Munition 


Mehrkosten aufgrund vertraglich vereinbarter Preisgleit- 
klauseln bei mehreren Beschaffungs Vorhaben. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war infolge be- 
stehender rechtlicher Verpflichtungen unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 425 31. 


14 15 5 500 000,— 

522 1 1 


14 16 11 500 000,— 

553 01 


471 709,32 


Werk-, Verbrauchs-, Stapel- und Abdeckmaterial 


Mehrbedarf wegen der 1974/75 eingetretenen Preiserhöhun- 
gen für Werk- und Verbrauchsmaterial, insbesondere für öl- 
abhängige Konservierungsstoffe. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf 
bestehende rechtliche Verpflichtungen (Lieferverträge mit 
Preisanpassung$klauseln) unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 425 31. 


2 978 253,75 


Erhaltung des ABC- Schutzmaterials 


Die Mehraufwendungen sind auf die 1974/75 eingetretene 
Preiserhöhung für Verbrauchsmaterial sowie auf die Behe- 
bung von Engpässen beim Feuerlösdimaterial zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erreichung 
der Ausbildungsziele sowie zur Aufrechterhaltung der Ein- 
satzbereitschaft unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 443 03, 553 01 und 554 02. 


I 
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14 17 
553 01 


29 500 000 — 


2 700 227,31 


Erhaltung des Quartiermeistermaterials 


Die Mehrausgabe entstand durch unvorhergesehene Kosten- 
steigerungen aus Rahmenverträgen über die Instandsetzung 
von Tankanlagen, Betriebsstoffkanistern und Gabelstaplern 
sowie bei sonstigen Quartiermeistergeräten und durch höhere 
Beschaffungskosten für Einzelverbrauchsgüter, die für not- 
wendige Instandsetzungen zur Erhaltung der Einsatzbereit- 
schaft der Bundeswehr unabweisbar waren. 


Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 522 01 und Kap. 14 23 Tit. 
643 21. 


14 17 


35 000 000,— 


4 943 057,29 


Beschaffung von Quartiermeistermaterial 


Die Mehrausgabe entstand durch unvorhergesehene sicher- 
heitstechnische Änderungen an mobilen Tankanlagen, die 
dringend notwendige Beschaffung von Paletten und sonstigen 
Geräten, die für die eingeleiteten Arbeiten bei der Depot- 
rationalisierung und hierfür erforderliche Umschlagleistun- 
gen unabweisbar erforderlich waren. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 


14 18 330 000 000,— 

553 01 


14 18 554 830 000,— 

554 01 


9 990 541,99 Erhaltung von Sdiiffenr Betriebswasserfahrzeugen, Booten, 
schwimmendem und sonstigem Marinegerät 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe für die Instandsetzung 
von Schiffen sowie für notwendige Ersatzteile und Ver- 
brauchsstoffe war zur Aufrechterhaltung der Einsatzbereit- 
schaft der schwimmenden Verbände der Marine unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 18 Tit. 532 01 und Kap. 14 23 Tit. 
643 21. 


19 109 808,54 Beschaffung von Schiffen, Betriebswasserfahrzeugen, Booten, 
schwimmendem und sonstigem Marinegerät 

Zu der Mehrausgabe führten unvorhergesehene Mehrkosten 
bei den Neubauten der S-Boote Klasse 143 und 148 durch 
Lohn- und Preissteigerungen. Infolge vertraglich vereinbarter 
Preisgleitklauseln war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 643 21. 


54 






Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksache 7/5191 



Kap. 

Haushalts- 

An über- und 
außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

Tit. 

1975 

gabemitteln sind 


zugewiesen 


DM 

DM 


Zweckbestimmung und Begründung 



noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 20 851 736 000 — 

551 11 


14 20 353 600 000 — 

551 16 


14 22 115 000 000 — 

686 11 


14 23 1 650 000 — 

532 02 


19 500 000, — Wehrtechnische Entwicklung und Erprobung 

Mehrbedarf aufgrund der unvorhergesehenen Lohn- und 
Preisentwicklung, die sich insbesondere bei den personal- 
intensiven wehrtechnischen Entwicklungsvorhaben ausge- 
wirkt hat 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da bei den deutsch-fran- 
zösischen Gemeinschaftsvorhaben eine vertragliche Leistungs- 
pflicht bestand. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit 671 22 und Kap. 14 23 Tit. 
643 24. 


18 941 429,59 Entwicklung des neuen Kampfflugzeuges MRCA 

Höherer Mittelbedarf im Rahmen der bestehenden inter- 
nationalen Verträge aufgrund zügigeren Mittelabflusses nach 
Aufnahme der Erprobungsflüge. 

k 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden trilateralen Regierungsverträge unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 686 01 und Tit 686 21 sowie 
Kap. 14 23 Tit 453 03. 


8 460 552,10 Beitrag zu den Kosten der gemeinsam finanzierten NATO- 
Infrastruktur in den übrigen NATO-Staaten 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da der Ansatz auf 
Schätzung beruht und sich die Zahlungsabrufe nach den 
Kosten für die tatsächlich durchgeführten Baumaßnahmen in 
allen NATO-Ländern richten. Sie war unabweisbar, weil sie 
in Erfüllung internationaler Verpflichtungen zu leisten war. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit 686 21. 


235 177,92 Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 

Der Mehrbedarf ist auf unvorhergesehene Preissteigerungen 
im Bestattungsgewerbe und durch Zunahme der Zahl der 
Todesfälle — Flugunfall Kreta — zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Leistung auf § 31 
Soldatengesetz beruht. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 01. 
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noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


14 23 
656 01 


700 000,— 


92 468,30 


Leistungen des Bundes nach dem Eignungsübungsgesetz 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl der 
Eignungsübenden höher lag, als bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans vorhergesehen wurde. Außerdem mußten auf 
Grund der allgemeinen Einkommens entwicklung höhere Lei- 
stungen erbracht werden. 

Die Ausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und war 
daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 01. 


14 23 
671 02 


20 000 000 ,— 


5 912 492,70 


Leistungen des Bundes für Bundeswehr-Urlauberfahrkarten 
an die Deutsche Bundesbahn 


Der Mehrbedarf beruht auf verstärkter Inanspruchnahme der 
Bundeswehr-Urlauberfahrkarten durch die Soldaten, auf 
Tariferhöhungen, Fortfall von ermäßigten Fahrkarten und 
der Degression bei großen Entfernungen. Durch Zusatzverein- 
barung vom 21. Januar 1975 zur Verwaltungsvereinbarung 
mit der Deutschen Bundesbahn erhöhte sich die zu entrich- 
tende Pauschale ab 1. Januar 1975 um 5 856 000, — DM. Der 
weitere Mehrbedarf von 56 492,70 DM entfällt auf den Aus- 
gabenbedarf innerhalb des Münchener Verkehrsverbundes. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und auf Grund der 
mit der Deutschen Bundesbahn bestehenden vertraglichen 
Vereinbarung unabweisbar. 


Einsparung Kap. 14 23 Tit. 643 24. 


15 01 
513 01 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


585 000,— 


14 854,88 


Post- und Fernmeldegebühren 


Obwohl durch Rationalisierungsmaßnahmen Einsparungen er- 
zielt werden konnten, ist durch die Gebührenerhöhung im 
Jahre 1974 ein Mehrbedarf entstanden. Die Mehrausgabe war 
zur Aufrechterhaltung eines geordneten Dienstbetriebes un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 532 05. 
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noch Einzelplan 15 ■ — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


15 02 
681 11 


32 000 000,— 


20 515 758,90 


Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an 
jugendliche Zuwanderer für ihre Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung und Fortbildung) 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß infolge der 
Verlagerung der individuellen Förderung des Besuchs von 
Förderschulen aus der Sozialhilfe auf den Bundesjugendplan 
und des verstärkten Zustroms von jugendlichen Aussiedlern 
und Asylsuchenden erhöhte Ausgaben für Beihilfen zur Ein- 
gliederung jugendlicher Zuwanderer erforderlich waren. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Beihilfen nach festen Richtlinien gewährt wer- 
den und die jugendlichen Zuwanderer somit einen Rechts- 
anspruch auf gleiche Behandlung hatten. 

Dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat ist mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 25. Juli 1975 di© 
überplanmäßige Ausgabe mitgeteilt worden (§ 37 Abs. 4 
BHO). 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 01. 


19 01 
513 01 


19 01 
514 01 


19 01 
539 99 


Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


115 000,— 


760,05 


Post- und Fernmeldegebühren 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe für die 
laufenden Kosten von aus Sicherheitsgründen notwendige 
Polizeinotruf anlagen. 


Einsparung bei Kap. 19 01 Tit. 527 03. 


20 000,— 


3 684,59 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Der Mehrbedarf beruht auf den Kosten für die Beseitigung 
von Unfallschäden an drei Dienstkraftfahrzengen, auf den 
erhöhten Kosten für Treibstoff und den Kosten für den Ein- 
bau von Alarmanlagen in bestimmten Pkws. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 19 01 Tit. 519 01. 


3 000,— 


94 830,68 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf beruht 
auf den Kosten für Sicherheitsmaßnahmen, die im Einver- 
nehmen mit den zuständigen Sicherheitsbehörden in bestimm- 
ten Bereichen durchgeführt werden mußten. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 
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19 01 
711 01 


noch Einzelplan 19 — Bundesverfassungsgericht — 


135 000 ,— 


163 162,55 


Kleine Neu- und Erweiterungsbauten 


Die Mehrausgabe war erforderlich zur Beseitigung von Schä- 
den am Amtsgebäude des Bundesverfassungsgerichts nach 
einem Bombenanschlag und zur Durchführung von baulichen 
Sicherheitsmaßnahmen, die zur Objektsicherung erforderlich 
waren. Sie war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushaltes. 


20 01 60 000,— 
533 01 


20 01 6 000,— 
539 99 


Einzelplan 20 — Bundesredinungshof — 

8 134,16 Für Untersuchungen des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung aus besonderem Anlaß 

Die unabweisbare Mehrausgabe beruht darauf, daß die Her- 
ausgabe einer Broschüre „Empfehlungen für die Textver- 
arbeitung" wegen des sachlichen Zusammenhangs mit einem 
Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in 
der Verwaltung über den Einsatz von Schreibkräften nicht 
— wie vorgesehen — im Jahre 1976, sondern bereits im 
Jahre 1975 erfolgen mußte. 

Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 527 01, 


150,35 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Der unvorhergesehene und unabweisbare Mehrbedarf beruht 
auf unvermeidbaren Ausgaben für Vorstellungsreisen und 
Kosten aus Anlaß des Todes eines ehemaligen Angehörigen 
des Bundesrechnungshofs, 

Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 527 01. 
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23 01 
526 01 


23 02 


apL 
666 02 


Einzelplan 23 — Bunde sminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


1 000 , 


345,06 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß in einem 
Verfahren wegen Widerrufs einer Presseverlautbarung der 
Bund durch einen Anwalt vertreten werden mußte. Die ent- 
standenen Anwaltskosten waren unvorhergesehen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie auf Rechtsver- 
pflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 23 03 Tit. 526 01. 


21 000 000 ,— 


Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Zinssubven- 
tionskonto für die Ölfazilität des Internationalen Währungs- 
fonds 


Nach einem Beschluß des Interims-Ausschusses des Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF) soll für Ausleihungen im 
Rahmen der Ölfazilität an die Entwicklungsländer, die von 
den Ölpreissteigerungen am härtesten betroffen sind, eine 
Zinsverbilligung um etwa 5 v. H. gewährt werden. Diese 
Zinssubvention soll durch Beiträge der öl- und Industrie- 
länder getragen werden. 

Bei den Verhandlungen hat die Bundesrepublik Deutschland 
zugesagt, den auf sie entfallenden Anteil in Höhe von 13 
bis 14 Millionen Sonderziehungsrechte (= etwa 42 Millio- 
nen DM) zu tragen. 

Am 15. Dezember 1975 haben die Finanzminister der EG 
vereinbart, daß die EG-Länder die Hälfte der auf sie ent- 
fallenden Beiträge unabhängig von weiteren Bedingungen 
zahlen; die Leistung der anderen Hälfte soll von entsprechen- 
den Zahlungen der anderen Industrieländer und der Öl- 
länder abhängig gemacht werden. 

Bei der Zehnergruppen-Sitzung in Paris am 19. Dezember 
1975 wurde der deutsche Vertreter von der IWF-Geschäfts- 
leitung gebeten, den Beitrag sofort zu zahlen, um eine 
schnelle Hilfe zugunsten der am härtesten betroffenen Ent- 
wicklungsländer zu ermöglichen. 

Bei einem Umrechnungskurs von 3,10 betrug der halbe deut- 
sche Anteil 21 000 000 DM. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf einer inter- 
nationalen Verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

Die außerplanmäßige Ausgabe ist dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mit Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 9. Februar 1976 — II D 4 — WZ 0200 — 
1/76 — mitgeteilt worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02. 
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noch Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


23 02 
685 09 


1 400 000 — 


469 419,85 


Leistungen nach dem Entwicklungshelfergesetz 


Die überplanmäßige Ausgabe ist durch die Finanzierung von 
Pflichtleistungen nach dem Entwicklungshelfergesetz ent- 
standen. 

Die Mehrausgabe beruht auf der unvorhergesehenen Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt. Sie war unabweisbar, da es 
sich um gesetzliche Verpflichtungen handelte. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02. 


25 02 
852 06 


25 05 
812 02 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau — 


355 000, — Darlehen an Länder zur Förderung des sozialen Wohnungs- 

( Vorgriff) baues im Rahmen eines einmaligen Sonderprogramms 

Die kassenmäßige Abwicklung des einmaligen Sonderpro- 
gramms war erst für das Haushaltsjahr 1976 erwartet wor- 
den. Da die Baumaßnahmen jedoch schneller als erwartet 
durchgeführt wurden, mußten bereits im Haushaltsjahr 1975 
Mittel bereitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


101 000 ,— 


9 378,96 


Erwerb von verwaltungseigenen Fernmeldeanlagen 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß bei der Beschaffung einer 
Fernsprechanlage im Dienstgebäude Berlin irrtümlich der 
Veräußerungserlös der alten Anlage von den Kosten für die 
neue Anlage abgesetzt worden ist. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 25 05 Tit. 711 01. 


27 01 
511 01 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


100 000 ,— 


14 000,— 


Geschäftsbedarf 


Der Mehrbedarf beruht auf der notwendigen Herstellung von 
Sonderdrucken der allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zur 
Ausführung von Art. 3 des Abkommens vom 25. April 1974 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik auf dem Gebiet des Gesundheits- 
wesens [medizinische Hilfe für Einreisende aus der DDR und 
Berlin (Ost)]. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick auf 
den rechtzeitigen Gesetzesvollzug unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 
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4 


27 01 
513 01 


27 01 
514 01 


27 01 
527 03 


27 01 


apl. 
532 02 


noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


374 000 — 


15 007,89 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der Mehrbedarf beruht auf dem steigenden Arbeitsanfall im 
Zusammenhang mit den innerdeutschen Verträgen, auf der 
stetig wachsenden Zusammenarbeit mit der Ständigen Ver- 
tretung der Bundesrepublik Deutschland in Berlin (Ost) so- 
wie auf der Intensivierung der deutschlandpolitischen Öffent- 
lichkeitsarbeit. Außerdem hat sich die am 1. Juli 1974 ein- 
getretene Gebührenerhöhung der Deutschen Bundespost aus- 
gewirkt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
eines ordnungsmäßigen Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


90 000,— 


3 860,21 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe, insbe- 
sondere wegen eines Unfallschadens, Kostensteigerungen 
und erhöhten Bedarfs für dringende Fahrten nach Eröffnung 
des Flughafens Tegel in Berlin. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


12 000 ,— 


3 817,22 


Reisekostenvergütungen in Personalvertretungsangelegen- 
heiten und in Vertretung der Interessen der Schwerbeschädig- 
ten 


Der Haushaltsansatz hat sich durch die vorgeschriebene Bil- 
dung von Gesamtpersonalräten infolge Neufassung des Bun- 
despersonalvertretungsgesetzes sowie durch das gesetzlich 
neu eingeführte Teilnahmerecht des Vertrauensmannes der 
Schwerbeschädigten an allen Sitzungen der Personalvertre- 
tungen als nicht ausreichend erwiesen, so daß eine unvorher- 
gesehene und unabweisbare Mehrausgabe entstand. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 


6 578,35 


Umzugs- und Verlegungskosten von Dienststellen 


Der Mehrbedarf beruht auf der Verlegung von Arbeitsein- 
heiten vom Dienstgebäude Bonn-Bad Godesberg, Kölner 
Straße 140, in das Dienstgebäude Kölner Straße 171 infolge 
der aus bauordnungstechnischen Gründen notwendigen Räu- 
mung der Büroräume im Untergeschoß des Dienstgebäudes 
Kölner Straße 140. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 685 01. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 02 
685 05 


64 142 000 — 


104 529 082,99 


Förderung besonderer Hilffmaßnahmen 
gesamtdeutschen Charakters 


Die Mehrausgabe diente zur Durchführung bestimmter, im ge- 
samtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die sich 
aufgrund der politischen Entwicklung zwangsläufig und un- 
vorhergesehen ergeben haben. 

Die Ausgaben waren im Sinne der Zielrichtung der Zweck- 
bestimmung unerläßlich und konnten nicht bis zum nächsten 
Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Mehrausgaben zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 30 — Bundesminister für Forschung und Technologie — 


30 03 
686 01 


121 700 000,— 


31 600 000,— 


Leistungen an die Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (CERN) in Genf 


Infolge einer ungünstigen Entwicklung des Wechselkurses 
(maßgeblicher Kurs für Haushalt 1975: 1 sfr = 0,8325 DM, 
Kurs am 24. Oktober 1975: 1 sfr = 0,9715 DM) erhöhte sich 
der deutsche Beitrag zu den Kosten von CERN in einer un- 
vorhergesehenen Weise um mehr als 20 Millionen DM. Dar- 
über hinaus hat sich die bei der Veranschlagung zugrunde 
gelegte Annahme einer Herabsetzung der Beiträge durch den 
CERN-Rat am 25./26. Juni 1975 nicht erfüllt. Die Ausgaben 
konnten nach dem CERN-Abkommen nicht bis zum nächsten 
Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 109. Sitzung am 10. Dezember 1975 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen. 

Mit Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 12. Ja- 
nuar 1976 — II/B 6 — Fo 0350 — 1/76 ist dem Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat die überplanmäßige Ausgabe 
mitgeteilt worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung bei Kap. 30 02 Tit. 882 01, 882 58, 
Kap. 30 03 Tit. 683 22 und Kap. 30 05 Tit. 683 25. 
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30 03 
685 60 


57 299 000 — 


2 655 000 — 


Stiftung „Deutsches Elektronen-Synchrotron (DESY)" in Ham- 
burg — Betrieb 


Aufgrund des am 6. Mai 1975 ausgebrochenen Brandes in 
einem Kabeltunnel unter der Experimentierhalle 1 des Syn- 
chrotrons und der seit dem 31. Dezember 1973 (Stichtag für 
die Veranschlagung im Wirtschaftsplan 1975) wirksam ge- 
wordenen Strompreiserhöhungen war die überplanmäßige 
Ausgabe unvorhergesehen. Sie war unabweisbar, da inner- 
halb des Wirtschaftsplanes 1975 ein Ausgleich an anderer 
Stelle nicht geschaffen werden konnte und die Zahlungen 
in 1975 fällig waren. 


Einsparung bei Kap. 30 03 Tit. 685 55. 


30 03 
893 61 


16 040 000,— 


4 373 000,— 


Gesellschaft für Schwerionenforschung (GSI) in Darmstadt — 
Investitionen 


Die Mehrausgabe beruht auf der unvorhergesehenen, trotz 
Einsparung an anderer Stelle nicht aufzufangenden Erhöhung 
der Ausgaben bei den Ausbauinvestitionen. Sie war unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 30 03 Tit. 683 21. 


30 06 
686 01 


255 000 000,— 


8 700 000,— 


Beitrag bzw. Leistungen an die Europäische Weltraumorga 
nisation (ESA) in Paris 


Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Haushalt 
der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) erhöhte sich 
wegen der unvorhergesehenen Kostenentwicklung bei mehre- 
ren ESA-Programmen um 30,8 Millionen DM auf 275,7 Millio- 
nen DM. Trotz Inanspruchnahme von Ausgaberesten mußten 
zur Deckung des bis zum 31. Dezember 1975 zu zahlenden 
Beitrags noch 8,7 Millionen DM überplanmäßig bereitgestellt 
werden. 


Einsparung bei Kap. 30 06 Tit. 683 09 und Tit. 893 15. 
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31 01 
526 01 


31 05 
526 04 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


5 000 — 


1 682,69 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Der Mehrbedarf ist auf die Kosten eines Rechtsstreits (Re- 
visionsverfahren) vor dem Bundesarbeitsgericht zurückzu- 
führen. Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 526 03. 


60 000,— 


26 827,64 


Kosten des Planungsausschusses nach dem Hodisdiulbau- 
förderungsgesetz 


Für den Druck des 5. Rahmenplans für den Hochschulbau 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz sind infolge erheb- 
lich gestiegener Preise im Druck- und Papiergewerbe unab- 
weisbare und unvorhergesehene Mehrausgaben entstanden. 

Einsparung bei Kap. 31 04 Tit. 526 03. 


32 03 190 000,— 

511 01 


32 05 1 330 000,— 

575 12 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

1 5 253, 1 8 Geschäftsbedarf 

Der Mehrbedarf ist auf die Eröffnung von monatlich rd. 
2 000 neuen Schuldbuchkonten zurückzuführen. Insbesondere 
mußten für die Anlage der Schuldbuchakten Pendelhefter und 
Einbanddeckel beschafft werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da mit einer so 
großen Anzahl neu zu eröffnender Schuldbuchkonten nicht 
gerechnet werden konnte; sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


178 144,87 Verzinsung der Altsparerentschädigung 

Infolge unerwartet hohen Zugangs an Entschädigungsgut- 
schriften nach dem Altsparergesetz, die mit 4. v. H. jährlich 
ab 1. Januar 1953 zu verzinsen sind, reichten die veranschlag- 
ten Haushaltsmittel zur Zinszahlung für die Altsparerentschä- 
gung nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 575 01. 
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124 920 000 — 


noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

2 129 166,63 Zinsen für Kassenhilfe (Kassenkredit) des Lastenausgleichs- 
fonds 

Bei der Ausgabe handelt es sich um die Zinsen für einen 
kurzfristigen Kassenkredit bis zu 550 Millionen DM, den der 
Lastenausgleichsfonds dem Bund in Teilbeträgen gewährt 
hat. Der Kredit war mit 2,5 v. H. jährlich für die Zeit und 
bis zu dem Betrag, um den die Inanspruchnahme des Buch- 
kredits bei der Deutschen Bundesbank dadurch verringert 
wurde, zu verzinsen. Die Ausgabe war unvorgesehen. Sie 
war aus Gründen der Zinsersparnis unabweisbar, weil der 
Zinssatz für den Buchkredit der Deutschen Bundesbank wäh- 
rend der Inanspruchnahme des Kassenkredits des Lasten- 
ausgleichsfonds 4,5 bis 5,5 v. H. betrug. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 575 21. 


4 135 393,96 Übernahme des Zinsendienstes für Kredite zur teilweisen 
Finanzierung von Krankenhausinvestitionen einschließlich 
Erstattung von Verwaltungskosten der zentralenKreditinsti- 
tute 

Infolge weiterer Zwischenfinanzierungen nach § 5 des Ge- 
setzes zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und 
zur Regelung der Krankenhauspflegesätze vom 29. Juni 
1972, die erst nach Aufstellung des Haushaltsplans bekannt 
wurden, konnten die fälligen Zinszahlungen für Kredite zur 
teilweisen Finanzierung von Krankenhausinvestitionen nicht 
in vollem Umfang aus den veranschlagten Haushaltsmitteln 
geleistet werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 575 Öl. 


36 04 
539 99 


60 000,— 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


13 145,13 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der unvorhergesehene Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, 
daß eine von der Beschaffungsstelle des BMI zu Unrecht ein- 
behaltene Konventionalstrafe wieder ausgezahlt werden 
mußte, und aufgrund einer Prüfungsbeanstandung des Rech- 
nungsprüfungsamts beim Regierungspräsidenten in Detmold 
ein Titelausgleich notwendig wurde. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil der Bund zur Lei- 
stung dieser Ausgaben bzw. zu Durchführung des Titelaus- 
gleiches rechtlich verpflichtet war. 


Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 525 91. 
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DM 


Zweckbestimmung und Begründung 


36 04 350 000 — 

547 21 


36 04 10 000 000,— 

515 23 


36 04 5 400 000,— 

811 43 


noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

182 770,33 Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß in 8 540 Fäl- 
len die Grundstückseigentümer-Vereinbarungen nach An- 
lage 1 a zur VwV-Alarmdienst abgelaufen waren. Anläßlich 
der Verlängerung der Vereinbarung ist vom Bund das von 
60 DM auf 120 DM erhöhte Nutzungsentgelt für den neuen 
Vereinbarungszeitraum (12 Jahre) zu zahlen. 

In 1 052 Fällen mußten Vereinbarungen mit anderen Grund- 
stückseigentümern geschlossen werden. Hierbei wurden 
ebenfalls 120 DM je Vereinbarung fällig. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil eine Nichtverlänge- 
rung von Grundstückseigentümer- Vereinbarungen den Ab- 
bau der Sirenenanlagen und damit nicht mehr die Funktions- 
fähigkeit des Alarmdienstes zur Folge gehabt hätte. 

Sie war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung des Bundes- 
hauhaltsplans 1975 die Zahl der Vereinbarungen, bei denen 
das erhöhte Nutzungsentgelt fällig wird, nicht bekannt war. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 532 53. 


272 531,61 Wartung und Betrieb von ortsfesten und beweglichen Alarm- 
geräten 

Der Mehrbedarf beruht auf der Erhöhung der Wartungsent- 
gelte und der gestiegenen Zahl der Sirenenumsetzungen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Wartungsunter- 
nehmen vertragliche Ansprüche haben. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 817 31. 


543 953,64 Erwerb von Luftfahrzeugen 

Am 2. Oktober 1975 ist der in München stationierte Hub- 
schrauber des Katastrophenschutzes und Rettungsdienstes 
bei einem Einsatzflug abgestürzt und dabei total zerstört 
worden. Um die volle Einsatzfähigkeit der Station München 
wiederherzustellen, war eine umgehende Ersatzbeschaffung 
erforderlich. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war un- 
ibweisbar, weil insbesondere im Verkehrsballungsraum Mün- 
chen die ständige Verfügbarkeit eines Rettungshubschraubers 
erforderlich ist. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 532 44. 
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60 02 
532 01 


60 02 


apL 
532 04 


60 02 


apl. 
671 04 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


100 000 — 


1 035,42 


Zur Förderung des Vorschlagswesens in der Bundesverwal- 
tung 


Der Mehrbedarf beruht auf vermehrten Verbesserungsvor- 
schlägen, insbesondere im Bereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Der Prämierung 
der Verbesserungsvorschläge liegen die Richtlinien für das 
Vorschlagswesen in der Bundesverwaltung vom 11. Okto- 
ber 1965 — MinBlFin S. 703 zugrunde. Die Mehrausgabe war 
daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 681 01. 


124 581,33 


Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Entführung von 
Peter Lorenz entstanden sind 


Es handelt sich um unvorhergesehene und unabweisbare 
Ausgaben für den Charterflug nach Aden vom 2. bis 4. März 
1975 und um Telefongebühren, die im Zusammenhang mit 
der Entführung von Peter Lorenz für den Abtransport der 
freigelassenen Terroristen entstanden sind. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61 . 


11 523,42 


Erstattung von Ausgleichsabgaben zur Sicherung der deut- 
schen Landwirtschaft 


Auf Grund eines Urteils des Bundesfinanzhofs vom 14. Ja- 
nuar 1975 waren einer Firma Ausgleichsabgaben zu erstatten, 
die anläßlich der Freigabe der Wechselkurse und der DM- 
Aufwertungen zur Sicherung der deutschen Landwirtschaft 
bei der Einfuhr von Agrarwaren 1969 erhoben worden waren. 
Die Ausgabe mußte außerplanmäßig geleistet werden, da 
Mittel für diese Ausgabe nicht zur Verfügung standen. Sie 
war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 
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1 I 2 I 3 I 4 
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60 02 
686 02 


4 900 000 — 


10 788 487,55 


Humanitäre Hilfsmaßnahmen für die Länder des ehemaligen 
Indochina 

Die Mehrausgabe ist auf zusätzlich erforderliche humanitäre 
Hilfe zurückzuführen, die auf Grund von Beschlüssen der 
Bundesregierung vom 26. März und 9. April 1975 als Folge 
der militärischen Entwicklung in Südvietnam geleistet wur- 
de. Insbesondere wurden zusätzliche Projekte deutscher 
Hilfsorganisationen und multilaterale Hilfsmaßnahmen ande- 
rer Staaten unterstützt sowie bilaterale Hilfe bei der Ver- 
sorgung und dem Transport von Flüchtlingen gewährt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 98. Sitzung am 11. Juni 1975 von der Mehrausgabe 
Kenntnis genommen. 

Die überplanmäßige Ausgabe ist dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat mit Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 30. April 1975 — II A 5 — AF 2961 — 14/75 — 
mitgeteilt worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 31. 


60 02 


apl. 
686 03 


5 000 000,— 


Deutscher Beitrag zur Unterstützung vietnamesischer Flücht- 
linge in Drittländern 


Im Zusammenhang mit der Besetzung Saigons haben zahl- 
reiche Vietnamesen ihr Heimatland verlassen. Sie haben 
einstweilen befristete Zuflucht in mehreren Ländern Südost- 
Asiens gefunden. Der UN-Flüchtlingskommissar hat es über- 
nommen, sich dieser Menschen anzunehmen. Er hat am 
8. Mai 1975 einen Hilfsappell an die Bundesregierung gerich- 
tet, die sich bereit erklärt hat, die Hilfstätigkeit des Flücht- 
lingskommissars aus humanitären Gründen zu unterstützen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 98. Sitzung am 11. Juni 1975 von der außerplanmäßi- 
gen Ausgabe Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 31. 


60 04 
646 02 


2 500 000,— 


3 276,38 


Zahlungen gemäß Artikel 6 §§ 18 und 21 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes vom 25. Fe- 
bruar 1960 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe ist auf unabweisbare 
gesetzliche Leistungen für Nachversicherungsfälle nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetz zu- 
rückzuführen. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 04 
698 01 


1 600 000 000 — 


32 805 968,85 


Zahlungen nach dem Sparprämiengesetz 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe ist auf unabweisbare 
gesetzliche Leistungen nach dem Spar-Prämiengesetz zurück- 
zuführen. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 642 31. 


60 04 
642 21 


21 500 000,— 


4 684 099,31 


Erstattungen an die Länder für die Beseitigung deutscher 
Munition auf nicht bundeseigenen Liegenschaften 


Die Mehrausgabe ist auf unabweisbare und unvorhergese- 
hene Leistungen des Bundes nach § 19 Abs. 2 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes zurückzuführen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 


60 06 
686 22 


6 900 000,— 


4 600 000,— 


Beitrag zu den Kosten der Eurochemic 


Die notwendige Tilgung der Verbindlichkeiten von Euro- 
chemic im Jahre 1975 (Betriebsdefizit, während der Aufbau- 
phase bei belgischen Kreditinstituten aufgenommene An- 
leihen, Stillegungskosten) und erhebliche Preissteigerungen 
in Belgien machten eine Kostenbeteiligung der Bundesrepu- 
blik Deutschland unabweisbar. Die Ausgaben konnten nicht 
bis zum nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht als Vorgriff behandelt wird. 


Einsparung bei Kap. 30 06 Tit. 685 09. 
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